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Vorwort
Treibhausgase brauchen einen Preis - am besten weltweit. 
Darüber ist man sich weitgehend einig. 

Die Meinungen gehen jedoch darüber weit auseinander, 
wie hoch der Preis für Treibhausgase sein muss, um einen 
wirksamen Klimaschutz zu bewirken, und welches Instru-
ment - Emissionshandel oder Steuer - das richtige ist.

Es wird teilweise auch die Auffassung vertreten, dass der 
europäische Emisssionshandel mit seiner CO2 Bepreisung 
ausreiche, um Treibhausgase in ausreichendem Maße  zu 
reduzieren. 

Richtig ist, dass die Treibhausgasemissionen der EU-28 
von 1990 bis 2014 von 5,7 auf 4,3 Mrd. Tonnen CO2-
Äquivalent (-24,4 %) gesunken sind. Allerdings hat das nur 
wenig mit dem Emissionshandel zu tun.

So stellt der Projektionsbericht 2015 des Bundes
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (BMUB) klar, dass der Emissionshandel nur sehr 
wenig zur Minderung von Treibhausgasen beiträgt [BMUB 
2016]. Den weitaus größten Minderungsbeitrag leistet 
dagegen das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG). Hinzu 
kommen wirtschaftliche Einbrüche oder Effizienzmaßnah-
men ohne jede Förderung, die ebenfalls einen geringeren 
Ausstoß von Treibhausgasen zur Folge haben. 

Das Problem: Trotz der Erfolge des EEG sowie dem 
weltweiten Ausbau der Erneuerbaren bei der Stromer-
zeugung sinken die CO2-Emissionen viel langsamer als 
sie es könnten und entsprechend internationaler Verein
barungen müssten. Ein weltweit geltender CO2-Preis 
ist derzeit politisch nicht in Sicht. Eine anlässlich der 
deutschen G20-Präsidentschaft veröffentlichte Untersu-
chung der OECD zeigt auf, dass immer noch 60% aller 
Treibhausgasemissionen keinen Preis haben und nur 10 % 
mit mehr als 30 €/t beaufschlagt sind [OECD 2017].

Teil der Lösung: Der Weg zu einer weltweiten Bepreisung 
von Treibhausgasen führt nach Ansicht des CO2 Abgabe 
e.V. daher über kontinuierlich steigende nationale Preise 
auf Treibhausgase (CO2 Abgaben).

Wie hoch ein nationaler CO2-Preis in Deutschland sein 
müßte, welche Auswirkungen er hätte und wie er sozial-
verträglich ausgestaltet werden kann, auf diese Fragen 
möchte das vorgelegte Diskussionspapier Antworten 
geben. 

Es ist als “lebendes” Dokument angelegt, das zur Diskus-
sion und Veränderung anregen soll. Wir beabsichtigen 
deshalb, den Stand unserer Diskussion von Zeit zu Zeit zu 
aktualisieren.

Wir laden zur Diskussion und Zusammenarbeit ein, um 
gemeinsam für das Ziel der Erhaltung einer lebenswerten 
Umwelt durch den dringend notwendigen Klimaschutz 
einen wichtigen Beitrag zu leisten.

Für die Mitglieder des CO2 Abgabe e.V. ist die Erkenntnis, 
dass der Ausstoß von Treibhaugasen aus der Verbren-
nung fossiler Energieträger wie Kohle, Erdöl und Erdgas 
zum Klimawandel maßgeblich beiträgt, Grundlage des 
gesellschaftlichen Diskurses.

Für den am 27.3.2017 gegründeten Verein für eine 
nationale CO2 Abgabe ist die Eindämmung des menschen
gemachten Klimawandels eine zentrale Frage. 

Der Zeitkorridor, die internationalen Vereinbarungen ein-
zuhalten und die deutschen Klimaschutzziele zu erreichen, 
wird immer enger. 

Um sie zu erreichen, braucht es aus Sicht des CO2 Abgabe 
e.V. nationale Preise auf Treibhausgase, die sich an den 
tatsächlichen Schadenskosten bemessen. Sie müssen 
politisch umsetzbar und damit marktgerecht, sozialver-
träglich und klimaschützend zu gleich sein.

Erst mit einer planbaren Preisentwicklung auf Treibhaus-
gase entstehen die notwendigen Rahmenbedingungen 
für Unternehmen und Verbraucher, die gesetzten Kli-
maschutzziele auch umsetzen zu können.

Um nationale Preise auf Treibhausgase (CO2 Abgabe)  
zügig und sozialverträglich einzuführen, bedarf es einer 
breiten Allianz aus Bürgerinnen und Bürgern, Nicht
regierungsorganisationen und Unternehmen. 

Bringen Sie mit uns die CO2 Abgabe ins Gespräch, damit 
die Politik im Sinne eines sozialverträglichen Klimaschutzes 
generationen-, partei- und interessensübergreifend zügig 
die notwendigen Schritte unternimmt.

Jörg Lange & Joachim Nitsch, Juni 2017

http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionsprogramm_Klimaschutz/klimaschutzbericht_kabinett_2015_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionsprogramm_Klimaschutz/klimaschutzbericht_kabinett_2015_bf.pdf
http://oe.cd/g20climate
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1	 Zusammenfassung1

Zahlreiche Sachkundige halten eine ausreichende und funktionierende 
weltweite Bepreisung von Treibhausgasen für das zentrale Instrument, um 
die Klimaerwärmung zu begrenzen. Davon sind inzwischen auch zunehmend 
Unternehmen überzeugt. Im Widerspruch dazu stehen die internationalen 
Verhandlungen. Die Vorbereitungen zum G20-Gipfel in Hamburg im Juli 
sind nur ein markantes Beispiel dafür, dass konkrete internationale Schritte 
in Richtung einer weltweiten Bepreisung von Treibhausgasen derzeit nicht zu 
erwarten sind. Und auch ein wirksamer CO2-Preis in der europäischen Union 
ist derzeit nicht in Sicht.

Der Weg zu einer weltweiten Bepreisung von Treibhausgasen führt nach 
Ansicht des CO2 Abgabe e.V. daher über kontinuierlich steigende nationale 
Preise auf Treibhausgase (CO2 Abgaben). Sie haben gegenüber internationalen 
Festlegungen den großen Vorteil, an die Rahmenbedingungen des jeweiligen 
Landes angepasst werden zu können und lassen sich, wie zahlreiche Beispiele 
bereits zeigen (z.B. Schweden, Schweiz, Großbritannien), national auch ein
facher politisch umsetzen. Sie stehen internationalen Vereinbarungen nicht im 
Wege, sondern können sie sogar stimulieren.

Damit CO2-Preise gerecht sind, werden derzeit drei Möglicheiten einer Ver-
wendung der Einnahmen aus nationalen Abgaben auf Treibhausgase (CO2-, 
Klimaabgabe oder Steuer) diskutiert:

Erhöhung des Steueraufkommens: z.B. um Investitionen in Bildung, 
Infrastrukturen oder Entlastungen der Sozialversicherungssyteme zu finan-
zieren. Nachteil: Die Investitionen oder Entlastungen können nicht von allen in 
gleichem Umfang genutzt werden und kommen somit auch nicht allen zugute.

Rückzahlung an alle: z.B. als Pauschalbeträge (Klimadividende) an jeden 
Bürger in gleicher Höhe. Wer wenig CO2 verbraucht, bekommt mehr zurück, 
als er bezahlt hat. Wer viel verbraucht, zahlt drauf. Diese Lösung ist leicht zu 
vermitteln, vergibt aber die Chance einer Neuausrichtung von bestehenden 
Steuern und Umlagen am Klimaschutz.

CO2- oder Klimabgabe statt Umlagen, Steuern und Ausnahmen: Von 
einer solchen aufkommensneutralen Neuausrichtung profitieren besonders 
Menschen mit geringem Einkommen durch geringere Belastung und 
Unternehmen, die Arbeitsplätze schaffen. Damit kommt sie dem Klima zugute 
und führt gleichzeitig zu mehr sozialer Gerechtigkeit.

klimaschützend

marktgestaltend

CO2 Abgabe

sozialverträglich
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In Deutschland sind die klimapolitischen Rahmenbedingungen gekennzeich-
net durch eine kaum noch zu durchschauende Anzahl von Steuern, Umlagen 
und Ausnahmen, die zu unzureichenden Preissignalen für klimaschützende 
Investitionen führen. Darüber hinaus sind die Bereiche Strom, Verkehr und 
Wärme ganz unterschiedlich mit Umlagen und Steuern belastet (vgl. Abb. 1 
links). Es ist daher nicht nur naheliegend, sondern überfällig, die komplexe 
Steuer- und Umlagenstruktur auf Energie in Deutschland am Klimaschutz neu 
auszurichten. Und zwar nach der Umwelt- und Klimaschädlichkeit der einge-
setzten Energieträger. 

Um politisch nationale CO2-Preise durchsetzen zu können, sind Höhe und 
Dynamik nationaler CO2-Preise nicht nur an den Klimaschutzzielen zu orien-
tieren, sondern müssen auch für Unternehmen und Verbraucher nachvollzieh
bar, planbar und sozialverträglich gestaltet sein. Aus dem Umbau des Energie
markts resultierende Strukturbrüche müssen verhindert und soziale Härten 
berücksichtigt werden.

Der hier vom CO2  Abgabe e.V. vorgelegte Diskussionsvorschlag hat zum Ziel, 
die zuvor genannten Kriterien zu erfüllen.

Die Dynamik des CO2-Preises soll so bemessen werden, dass er sehr rasch 
ein Aufkommen erzielt, welches der Summe aus EEG-Differenzkosten, der 
Energiesteuern für Heizöl und Erdgas (Wärme), der Stromsteuer sowie der 
KWK-G-Umlage entspricht, insgesamt rund 35-38 Mrd. € pro Jahr (a) bis 2026. 
Die EEG-Differenzkosten stellen davon mit rund 24-27 Mrd. €/a bis 2026 den 
größten Anteil. 

EEG = Erneuerbaren Ener-

giengesetz; KWK-G = Kraft-

Wärme-Kopplungs Gesetz

EEG-Differenzkosten = Vergü-

tungen abzgl. Marktwert an der 

Börse (vgl. Abb. 17, S.57)

Abb. 1	 Links: Ausgewählte staatlich veranlasste Energiepreisbestandteile für Haushalte (Stand 2017), die durch eine 
nationale CO2  Abgabe finanziert und damit für Unternehmen und Verbraucher entfallen können. 
 
Rechts: CO2 Abgabe in Höhe von 40 €/t, die die EEG-& KWK-G-Umlage sowie die Stromsteuer, Energie-
steuer auf Heizöl und Heizgas finanziert.  
1) Abzüglich der bereits bestehenden Kosten für CO2-Zertifikate aus dem Emissionshandel von ca. 0,3 Cent/
kWh (bei einem angenommen CO2-Preis von 5 €/t) betragen die zusätzlichen Kosten aus der CO2 Abgabe an 
der Strombörse im Mittel ca. 1,3-1,8 Cent/kWh.
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Da entsprechend der Klimaschutzziele die energiebedingten Treibhausgas
emissionen (CO2äq) abnehmen, muss der CO2-Preis kontinuierlich steigen, 
um über einen festzulegenden Zeitraum ein ausreichendes Aufkommen zu 
erzielen. Nur so kann die erwünschte Lenkungswirkung ausreichend lang 
aufrecht erhalten bleiben. Der Vorschlag orientiert sich dabei an den Schadens
kosten des Klimawandels [UBA 2013]. 

Mit einem Einstiegspreis von 40 €/Tonne (t) CO2äq im Jahr 2018 – was nach 
[UBA 2013] dem unteren Wert vorliegender Schätzungen der kurzfristigen 
Schadens- und Vermeidungskosten des Klimawandels entspricht – wird mit 
der CO2 Abgabe ein Aufkommen von 29,5 Mrd. €/a erzielt. Damit würde für 
(fast) alle Verbraucher Strom deutlich günstiger, Wärme (0,5-0,6 Cent/kWh) 
und Sprit (1,2 Cent/kWh) geringfügig teurer. 

Die Abb. 1 (rechts) zeigt bei 40€/t die Belastung für die Bereiche Strom, Verkehr 
und Wärme gegenüber den Belastungen aus den bisherigen Umlagen und 
Steuern Abb. 1 (links). Bei einem CO2-Preis von 40 €/t würden sich an der Börse. 
bei ansonsten vergleichbaren Rahmenbedingungen wie heute, Strompreise 
um etwa 5 ct/kWh ergeben, da sich die Klimakosten des fossilen Kraftwerks-
mixes bei diesem CO2-Preisniveau, bezogen auf die gesamte Stromerzeugung 
und je nach sich einstellender Merit Order, näherungsweise auf 1,6 – 2,1 ct/
kWh belaufen. Abzüglich der bereits bestehenden Kosten für CO2-Zertifikate 
aus dem Emissionshandel von ca. 0,3 Cent/kWh (bei einem angenommen 
CO2-Preis von 5 €/t) betragen die zusätzlichen Kosten aus der CO2 Abgabe an 
der Strombörse im Mittel ca. 1,3-1,8 Cent/kWh. Haushalte und Unternehmen 
können dann selbst transparent und planbar entscheiden, ob sie ihr Geld 
zukünftig lieber in steigende CO2 Abgaben fließen lassen oder damit Energie-
effizienzmaßnahmen und Enerneuerbare Energieerzeugung für den Eigenver-
brauch finanzieren wollen.

Den Einnahme- und Wirkungsszenarien aus der vom CO2 Abgabe e.V. vor-
geschlagenen CO2 Abgabe liegt ein Energiezenario [Nitsch 2017] zugrunde, 
das die nationalen Ziele der Bundesregierung und des Klimaschutzabkom-
mens von Paris (-95% weniger Treibhausgase bis 2050) umsetzt. Die mögliche 
Entwicklungen des Aufkommens einer CO2 Abgabe gemäß diesem Klimasze-
nario gegenüber den bisherigen Steuern und Umlagen zeigt die Abb. 2. 

Bei einem jährlichen Anstieg um 3,1 € wird bis 2031 ein Preis von 80 €/t CO2äq 
und damit im Jahr 2031 noch ein Aufkommen von 31,1 Mrd. €/a erreicht. Die 
Schätzungen für mittelfristig sich einstellende Klimaschäden liegen laut [UBA 
2013] zwischen 70 und 215 €/t CO2 bei einem Mittelwert von 145 €/t CO2. 
Orientiert man sich daran, so wäre auch ein Anstieg des CO2-Preises bis 2050 
auf 145 €/t  angemessen (Abb. 2). Die Lenkungswirkung des CO2-Preises bleibt 
länger auf hohem Niveau. Mittel- bis langfristig sinkt auf Grund der abne-
hmenden Treibhausgasemissionen auch die finanzielle Belastung für alle.

Klimapolitik sozialverträglich gestalten 
Niedrige Einkommen und hohe Strompreise sind eine Hauptursache dafür, 
dass auch in Deutschland viele Haushalte Schwierigkeiten haben, ihre 
Stromrechnungen zu zahlen. Jedes Jahr wird mehr als 300.000 Haushalten 
in Deutschland der Strom abgestellt [ZEW 2016]. Auch für viele kleinere 
Unternehmen, die nicht von zahlreichen Steuern und Umlagen befreit sind, 

Merit Order: Einsatzreihenfolge 

der Kraftwerke, die durch die 

variablen Kosten (Grenzkosten) 

der Stromerzeugung bestimmt 

wird.

Das Treibhauspotenzial wird 

üblicherweise in Kohlendioxid

äquivalenten CO2äq (für engl. 

“equivalent”) angegeben. 

Kohlendioxid (CO2) ist das 

bekannteste und wichtigste, 

aber nicht das einzige anthro-

pogene Treibhausgas (vgl. 

S.54)

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2017/05/20171207-Langfassung-SZEN-17-Nitsch-.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/AnalyseUnterbrechungenStromversorgung2016.pdf
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können die Energiekosten ein ernstes Problem sein.  Eine sozialverträgliche 
Ausgestaltung der Energiepreise würde über die Einführung der CO2 Abgabe 
hinaus unterstützt werden, wenn der deutsche Staat auf Grund des in den 
nächsten Jahren zu erwartenden steigenden Steueraufkommens z.B. auf 
die Einnahmen aus der Stromsteuer zumindest so lange verzichtet, wie das 
Gesamtaufkommen aus der CO2 Abgabe nicht ausreicht, um die EEG-Differenz
kosten/KWK-G-Umlage, Energiesteuern auf Heizöl und Erdgas (Wärme) 
sowie die Stromsteuer vollständig gegenfinanzieren zu können. Überschüsse 
könnten dann immer noch in den allgemeinen Steuerhaushalt fließen, als 
Klimadividende ausgeschüttet oder negative Emissionen (z.B. durch Bindung 
von CO2 in Algen, Baumaterialien etc.) fördern.

Statt vieler Steuern und Umlagen müsste auf den Einkaufsrechnungen für die  
fossilen Energieträger Erdgas, Erdöl und Kohle nur noch eine einzige Abgabe 
erhoben werden. Bürokratie und damit Kosten würden eingespart.

Bei durchschnittlichem Energieverbrauch entlastet die CO2 Abgabe alle Ver-
braucher bis auf die treibhausgasintensive Industrie. Auf sie kämen für die 
bisher “privilegierte Strommenge” in Höhe von 107 TWh für das Jahr 2016 
[BMWI 2016b] bei einem CO2-Preis von 40 €/t Mehrkosten von maximal 1,7 
Mrd € zu. Das entspricht für energieintensive Unternehmen bei den Stromkos-
ten gerade einmal 10% des finanziellen Gesamtvolumens der Ausnahmerege-
lungen (vgl. Abb. 5, S.17) im Jahr 2016 von rund 17 Mrd. Euro [FÖS 2017]. 
Ausnahmen von der CO2 Abgabe sind in unserem Vorschlag bewusst nicht 
vorgesehen. Sie würden zu Lasten der Lenkungswirkung gehen. 

Abb. 2	 Entwicklung des Aufkommens einer CO2 Abgabe in 2 Varianten  
40 €/t CO2äq im Jahr 2018 ansteigend bis auf 80 €/t CO2 im Jahr 2031 [hellblau]; 
40 €/t CO2äq im Jahr 2018 ansteigen bis auf 145 €/t CO2 im Jahr 2050 [dunkelblau]. 
gegenüber bisherigen Umlagen und Steuern [rot]; mit steigendem Strombörsenpreis bis 8 Cent/kWh in 2035 
gemäß Mengengerüst des Szenarios KLIMA-17 MEFF; in realen Preisen, Geldwert 2016.

0,0 


5,0 


10,0 


15,0 


20,0 


25,0 


30,0 


35,0 


40,0 


45,0 


50,0 


2018 
 2020 
 2022 
 2024 
 2026 
 2028 
 2030 
 2032 
 2034 
 2036 
 2038 
 2040 
 2042 
 2044 
 2046 
 2048 
 2050 


Mrd. €
 CO2-Abgabe (40-80 €/t) gem. Szenario KLIMA-17 
MEFF (Anstieg 3,1€/t *a)


CO2-Abgabe (40-145 €/t) gem. Szenario KLIMA-17 
MEFF (Anstieg 3,28€/t *a)


EEG Differenzkosten (MEFF) Strombörsenpreis bis 8 
Cent/kWh in 2035 + KWK-G (max. 1,65 Mrd. €/a) + 
Energiesteuer Wärme, Strom (wie 2016)


Dem Szenario KLIMA-17 

MFFF [Nitsch 2017] liegt eine 

Energieversorgung zugrunde, 

die das obere Reduktionsziel 

des Energie- und Klimaschutz-

konzepts der Bundesregierung 

aus dem Jahr 2011 für die 

Treibhausgasemissionen (THG) 

von -95% im Jahr 2050 erreicht.

http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/hintergrundinformationen-zur-besonderen-ausgleichsregelung-antragsverfahren-2015.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.foes.de/pdf/2013-09-Industrieausnahmen-2005-2014.pdf
https://co2abgabe.de/2017/05/12/energieszenarien-2017/
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Carbon leakage verhindern 
Zu den wichtigsten möglichen Nebenwirkungen nationaler Alleingänge einer 
hohen Bepreisung von Treibhausgasen gehört das „Carbon leakage“, also die 
Verlagerung von Produktion und Emissionen ins Ausland. Eine Verlagerung 
der Stromerzeugung ins Ausland aus fossilen und Kernkraftwerken kann durch 
eine Abgabe auf den Import von Atom- und Kohlestrom in vergleichbarer 
Höhe wettbewerbsneutral ausgeglichen werden. 

Darüber hinaus kann und muss die Politik Wettbewerbsverzerrungen dadurch 
begegnen, dass möglichst viele Staaten, insbesondere Nachbarstaaten,  
überzeugt werden, ebenfalls entsprechende nationale CO2-Preise einzuführen. 

Sollte dies nicht in ausreichendem Maße gelingen und eine Abwanderung 
einzelner energieintensiver Betriebe ins Ausland drohen oder der mögliche 
Verlust von Arbeitsplätzen nachgewiesen werden, gibt es bereits Ansätze 
diesem entgegen zu wirken.

Ein möglicher Ansatz wäre die Erhebung von festgelegten Abgaben auf wenige 
besonders betroffene Produktgruppen über entsprechende wettbewerbs
ausgleichende Benchmarks. Beispiel: Durch die nationale CO2 Abgabe würde 
Strom und damit die Produktion von Stahl oder Aluminium im Inland teurer. Die 
Autoindustrie müsste diese treibhausgasintensiven Materialien aus Deutsch
land teurer einkaufen als im Ausland. Umgelegt auf das einzelne Auto würde 
z.B. eine CO2 Abgabe in Höhe von 40 €/t ein Auto etwa um 120 € verteuern. 
Dieser Betrag könnte als festgelegte Abgabe pro Stück nun auf die Produkt-
gruppe Auto Klasse XY (auch auf importierte Fahrzeuge) wettbewerbsneutral 
aufgeschlagen werden.

Aus den Einnahmen würde man die betroffene nationale Aluminiumindus-
trie aufkommensneutral entlasten können. Die Lenkungswirkung anhand von 
Treibhausgasen würde nicht nur erhalten sondern verstärkt werden, weil nun 
auch der Konsum ausgewählter Produktgruppen mit treibhausgasintensiven 
Materialien (z.B. Autos oder Kaffeekapseln) moderat aber wettbewerbsneutral 
in die CO2-Bepreisung mit einbezogen würde [DIW 2016]. 

In Härtefällen, wie z.B. der Kohlewirtschaft in der Lausitz, kann die Politik die 
Einführung der CO2 Abgabe durch entsprechende Maßnahmen zur Struktur-
förderung und Umqualifizierung flankieren.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.534227.de/diwkompakt_2016-111.pdf
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2	 Einführung & Übersicht CO2-Preise2

2.1	 Klimaschutz - warum handeln wir nicht?
Die Wissenschaftler schlagen es vor, die Politiker wissen es und viele Bürgerin-
nen und Bürger ahnen es: Treibhausgase brauchen einen Preis, der die ökolo-
gische Wahrheit sagt und zwar bald. Und nicht nur der ehemalige Bundes
präsident Horst Köhler fragt sich: „Was läuft da schief? Warum fällt es der 
Politik so schwer, das Wissen in Handeln zu übersetzen?“

Vielleicht weil die Politik ein Spiegelbild unserer Gesellschaft und individuellen 
Handelns ist? 

Es gibt eine Vielzahl von Gründen, warum wir nicht handeln. Der Ausstoß von 
Klimagasen erfolgt zunächst ohne wahrnehmbare Folgen. Das Wissen um 
den menschengemachten Klimawandel bleibt zu abstrakt. Doch selbst wenn 
man die Probleme sieht, der eigene Alltag birgt schon genug Herausforder-
ungen, denen man sich stellen muss. Die Folgen des Klimawandels sind viel-
leicht absehbar, aber liegen doch zumindest gefühlt in “ferner Zukunft”. Auch 
das Handeln im Sinne des Klimaschutzes halten viele erstmal für anstrengend 
oder nachteilig, und die positiven Wirkungen sind nicht unmittelbar erfahrbar. 
Zudem planen die Wenigsten mit Blick auf Jahrzehnte.

Es gibt zahlreiche Motive, die uns daran hindern etwas zu verändern oder uns 
für Veränderung politisch einzusetzen. Wir tun viele Dinge, weil wir sie schon 
immer so getan haben, wir handeln so und nicht anders weil es andere auch 
so machen. Und wir tun vieles, um gemocht, akzeptiert oder gar bewundert 
zu werden. Veränderung kann hingegen Verlust der gefühlten Sicherheit 
bedeuten. Meist ist es eine Mischung verschiedener Motive die unser konkretes 
Handeln bestimmt. Der Klimaschutz erfordert die Fähigkeit viele unserer Ver-
haltensmotive zu hinterfragen - und wenn sinnvoll zu ändern. Individuelles 
Umsteuern ist sicher gut und wichtig, gleichzeitig müssen wir jedoch zu einem 
gesellschaftlichen Handeln und zu anderen Rahmenbedingungen kommen, 
um Klimaschutzmaßnahmen erfolgreich umsetzen zu können.

Gesellschaftliches Handeln ist gefragt! 
Bei der Rente in Deutschland hat die Gesellschaft beschlossen die finanzielle 
Absicherung im Alter gesellschaftlich über die Interessen des Einzelnen oder 
einer Generation hinaus zu regeln. 

Aus Sicht des CO2 Abgabe e.V. sind wir alle, die Gesellschaft, aufgefordert nun 
auch im Sinne eines sozialverträglichen Klimaschutzes gesellschaftlich, gen-
erationen-, partei- und interessensübergreifend vorsorglich zu handeln.

Die Einführung einer nationalen CO2 Abgabe wäre ein wichtiges Signal in diese 
Richtung.

Aus: Rede von Bundespräsi-

dent a.D. Horst Köhler zum 

25-jährigen Bestehen der 

Deutschen Bundesstiftung 

Umwelt, Berlin, 8. Dezember 

2016, vgl. hierzu S.50, Kap. 5.
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2.2	 Klimawandel ist ein existenzielles Problem
Wer würde nicht aus einer führerlosen U-Bahn austeigen, von der der wissen-
schaftliche Beirat des U-Bahnunternehmens sagt „Wir wissen nicht genau wo 
der Zug hinfährt, aber er wird mit größter Wahrscheinlichkeit entgleisen.“

Zu einem vergleichbaren Ergebnis kommt der Weltklimarat (IPCC) in seinen 
Sachstandsberichten zum menschengemachten Klimawandel. 

Die Wissenschaftler des Weltklimarates gehen mit sehr hoher Warscheinli-
chkeit davon aus, dass der Ausstoß fossiler Treibhausgase (CO2äq) zum Kli-
mawandel maßgeblich beiträgt. Diese Aussage des Weltklimarates ist für den 
CO2 Abgabe e.V. Grundlage der vom Verein angestrebten Handlungsoptionen. 

Zu den wichtigsten Botschaften des Weltklimarates gehört, dass die weltweite 
Energieversorgung schnell und grundlegend umgebaut werden muss. Zentral 
dabei ist, keine Kohle mehr zur Energieerzeugung zu verfeuern und länger
fristig überhaupt keine fossilen Energieträger mehr zu nutzen. 

Um die Erderwärmung bis zum Jahr 2100 nicht um mehr als 1,5 – 2°C ansteigen 
zu lassen, darf die durchschnittliche Konzentration an Kohlendioxid (CO2) im 
21. Jahrhundert nicht über 450 ppm (parts per million) ansteigen. Das ent-
spricht einer Gesamtmenge von etwa noch 750 Mrd. Tonnen (t) CO2.

Die jährlichen CO2-Emissionen liegen erdweit bei derzeit etwas mehr als 32 
Milliarden Tonnen. Die Menge von 750 Mrd. t wären also bei gleichbleiben-
dem Ausstoß bereits in etwa 23 Jahren erreicht. Deutschland emittiert derzeit 
etwa 0,9 Mrd. Tonnen Kohlendioxid pro Jahr. 

Infos zum Weltklimarat (IPCC)

-> www.de-ipcc.de

Abb. 3	 Entwicklung der CO2-Konzentration über dem Meer [NOAA; GAW]  
Im Jahr 2015 lag die Wachstumsrate des Anstiegs bei CO2 erstmals bei knapp über 3 ppm pro Jahr. In den 
vergangenen 10 Jahren war der durchschnittliche Anstieg der Wachstumsrate bei 2,1 ppm pro Jahr. Wenn 
der Anstieg weiter so verläuft wie zwischen 2006 und 2015, dann sind 450 ppm in 23, 5 Jahren erreicht [rot].
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http://www.de-ipcc.de
http://www.esrl.noaa.gov/gmd/ccgg/trends/global.html#global_data
http://ds.data.jma.go.jp/gmd/wdcgg/wdcgg.html
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Wir müssen innerhalb der nächsten Jahrzehnte vor allem unsere Energiev-
ersorgung komplett auf erneuerbare Energien umstellen. Je weniger wir an 
Energie benötigen und je effizienter wir damit umgehen, desto eher wird uns das 
gelingen. Dazu müssen die gegenwärtigen Lebensstile in den wohlhabenden 
Ländern der Welt hinterfragt und geändert werden. Klimaforscher, wie Stefan 
Rahmstorf (blog), Kapitalismuskritikerin Naomi Klein (Entscheidung), Wachs-
tumskritiker Niko Paech (Befreiung vom Überfluss) oder Soziologe Stephan 
Lessenich (Neben uns die Sintflut), zeigen an zahlreichen Beispielen auf, 
warum dies dringend notwendig ist. Schon in unserem persönlichen Umfeld 
können wir damit sofort anfangen: Autos kann man teilen, Nahrung zu Fuß im 
Quartiersladen nebenan statt im Discounter mit dem Auto einkaufen, um nur 
zwei Beispiele klimaverträglichen Handelns zu nennen. Vor allem aber müssen 
die bisher verdrängten „externalisierten“ Kosten unseres Wohlstandes sichtbar 
gemacht werden und in unsere politischen und wirtschaftlichen Entscheidun-
gen einfließen.

CO2 in der Atmosphäre 2015 erstmals über 400 ppm
2015 ist die durchschnittliche Konzentration an Kohlendioxid (CO2) erstmals 
auf über 400 ppm gestiegen (vgl. Abb. 3, die auch als Fieberkurve des Klimas 
benannt wird).

Allein 2015 hat die CO2-Konzentration in der Atmosphäre um 3 parts per 
million (ppm) zugenommen. Ab einer CO2-Konzentration von 450 ppm 
werden in vielen Regionen plötzliche und drastische Klimaänderungen (Kipp-
punkte oder Kippelemente) mit unabsehbaren Folgen für die Entwicklung 
der Menschheit erwartet. Zu den vorhergesagten Folgen gehören z.B. das 
Schmelzen des arktischen, grönländischen und westantarktischen Eises, die 
Methanfreisetzung durch tauende Permafrostgebiete und Kontinentalschelfe, 
das Abtauen des tibetischen Hochlands, die Unterdrückung der atlantischen 
und antarktischen Tiefenwasserbildung, Störungen des indischen und west
afrikanischen Monsuns und das Austrocknen des amazonischen Regenwalds.

Im Januar 2016 erschien ein Artikel in der Zeitschrift Nature, in dem Wis-
senschaftler des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung die letzten acht 
Eiszyklen der Erdgeschichte auf zwei Schlüsselfaktoren zurückführen.

Schlüsselfaktor 1: Die Intensität der Sonneneinstrahlung.
Diese schwankt im Bereich von ca. 5-10 % und hängt u.a. von der veränderli-
chen Neigung der Erdachse zur Umlaufbahn und der Umlaufbahn der Erde um 
die Sonne ab. Diese Änderungen lassen sich vergleichsweise genau berechnen 
und sind auch als Milanković-Zyklen bekannt.

Schlüsselfaktor 2: Die Konzentration an Kohlendioxid (CO2) in der 
Atmosphäre.
Da Kohlendioxid in der Atmosphäre extrem langlebig ist, haben vergangene wie 
künftige Emissionen großen Einfluss auf den Zuwachs und das Abschmelzen 
der Eisdecken. Schon geringe zusätzliche Kohlenstoff-Emissionen, so die Wis-
senschaftler, werden die Entwicklung der Eisbedeckung auf der Nordhalbkugel 
wohl auf zehntausende Jahre beeinflussen. Die Ergebnisse machen einmal 
mehr deutlich, wie stark die Menschheit mit ihren Emissionen die zukünftige 
Entwicklung des Planeten inzwischen bestimmt [Ganopolski 2016].

Links zu weiterführenden Infos:

-> Zur Langlebigkeit des CO2 in 

der Atmosphäre

-> Zum Einfluss der Sonne auf 

das Klima

-> Zum Einfluss der Sonnenak-

tivität bzw. zum Anteil des 

solaren „Strahlungsantriebs“

Zu den aus Stationsmessungen 

abgeleiteten global steigenden 

Temperaturen u.a.:

-> NASA GISS 

-> NOAA

-> Hadley-CRU 

-> BEST

Die globalen Temperaturkurven 

der 4 Institutionen beruhen 

zum Teil auf unterschiedlichen 

Sätzen von Stationsdaten sowie 

auf verschiedenen mathema

tischen Analysemethoden und 

zeigen dennoch eine gute 

Übereinstimmung.

https://scilogs.spektrum.de/klimalounge/
http://www.naomiklein-buch.de/klein/
https://www.oekom.de/nc/buecher/gesamtprogramm/buch/befreiung-vom-ueberfluss.html
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/neben-uns-die-sintflut/978-3-446-25295-0/
http://www.nature.com/climate/2008/0812/full/climate.2008.122.html
http://www.nature.com/climate/2008/0812/full/climate.2008.122.html
http://solar-center.stanford.edu/sun-on-earth/2009RG000282.pdf
http://solar-center.stanford.edu/sun-on-earth/2009RG000282.pdf
http://www.cgd.ucar.edu/cas/adai/papers/Meehl_etal_JC03.pdf
http://www.cgd.ucar.edu/cas/adai/papers/Meehl_etal_JC03.pdf
http://www.cgd.ucar.edu/cas/adai/papers/Meehl_etal_JC03.pdf
http://data.giss.nasa.gov/gistemp/
https://www.ncdc.noaa.gov/sotc/global/201513
http://hadobs.metoffice.com/hadcrut4/
http://berkeleyearth.org/
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Der fortschreitende Klimawandel ist schon heute für viele Menschen ein 
existenzielles Problem. Klimaschutz ist ein “must” und kein “nice to have” und 
bei weitem nicht nur eine ökonomische Frage. Doch Politik und Ökonomie 
können zur Lösung beitragen, indem sie die richtigen Rahmenbedingungen 
setzen - und zwar zügig! 

2.3	 Verursacherprinzip
Bereits die Autoren des Club of Rome hielten in ihrem Report über die  Grenzen 
des Wachstums von 1972 die Idee “...die Kosten der Umweltverschmutzung und 
der Rohstofferschöpfung auf den Preis eines Produktes nach dem Verursacher
prinzip aufzuschlagen...” für einen erfolgversprechenden Vorschlag. Nichts 
anderes ist eine Lenkungsabgabe auf Treibhausgase [Meadows 1972]. 

Es muss günstiger sein, Klimaschäden zu vermeiden als sie zu verursachen, 
darin sind sich die Wissenschaftler einig. Die Schätzungen für mittelfristig sich 
einstellende Klimaschäden liegen laut Umweltbundesamt zwischen 70 und 
215 €/Tonne (t) Treibhausgasen (CO2äq) bei einem Mittelwert von 145 €/t [UBA 
2013]. Ökonomische Szenarien sagen uns, je länger wir damit warten, einen 
Preis für Treibhausgase in dieser Größenordnung einzuführen, um so teurer 
werden die Bemühungen, zu späteren Zeiten die Folgen des Klimawandels zu 
mildern.

2.4	 Wo steht Deutschland beim Klimaschutz?
Seit einigen Jahren stagniert die Reduktion der Treibhausgas-Emissionen in 
Deutschland (vgl. Abb. 4). Mit 906 Mio. t CO2äq im Jahr 2016 sind sie gegen
über 2015 wieder leicht gestiegen, die seit 1990 erreichte Minderung von 
Treibhausgasen beträgt -27,6% und ist damit deutlich vom Ziel 2020 mit einer 
angestrebten Minderung von -40% entfernt. Betrachtet man nur die energie
bedingten CO2-Emissionen (796 Mio. t CO2/a in 2016), so sind rund zwei 
Drittel der seit 1990 erreichten Minderung durch den Ausbau der Erneuer-
baren Energien bewirkt worden und dort zu nahezu 75% durch den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien bei der Stromerzeugung; ein Drittel stammt von 

Abb. 4	 Entwicklung der Treibhausgasemissionen (links) und Reduktionsziele (rechts) in Deutschland [UBA 2017]. 
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Handeln, zeigt die CO2-Uhr des 

Mercator Research Institute on 

Global Commons and Climate 

Change (MCC).

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2017-09_thg-nahzeitprognose_2016.pdf
http://www.mcc-berlin.net/forschung/co2-budget.html
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der Verbesserung der Energieeffizienz. Um das Reduktionsziel für 2020 von 
-40% gegenüber 1990 zu erreichen (750 Mio. t/CO2äq/a), müssten weitere 156 
Mio. t CO2äq/a vermieden werden. Günstigenfalls ist eine weitere Reduktion 
von 55 Mio. t CO2äq/a erreichbar [Trendszenarion, Nitsch 2017, Kap. 3|, womit 
sich die Reduktion auf -32% beliefe. Das Reduktionsziel von -40% wird also um 
rund 100 Mio. t CO2äq/a verfehlt. 

Wird diese gebremste Umbaudynamik bei Strom, Wärme und Verkehr über 
einen längeren Zeitraum beibehalten, würden die fossilen Energieträger auch 
noch zur Jahrhundertmitte mit einem Anteil von 70 – 75% dominieren. Das 
Klimaschutzziel wäre weit verfehlt. 

2.5	 Fehlende Lenkungswirkung von 
Emissionshandel und Energiepreisen

Derzeit führt das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) in Deutschland im 
Vergleich zu den angrenzenden Ländern durch den Ausbau der Erneuer-
baren mit Grenzkosten nahe Null zu sehr niedrigen Strombörsenpreisen. Im 
Jahr 2016 gingen damit einher fossile Stromexporte (Stromaustauschsaldo) 
von 53,7 Mrd. kWh. Ausländische Kunden verlagern damit Emissionen aus 
der Stromerzeugung nach Deutschland. So wertvoll das EEG für die Senkung 
der Erzeugungspreise aus Erneuerbaren (insbesondere Sonne & Wind) ist, so 
wenig hat die EEG-Umlage mit ihren zahlreichen Ausnahmetatbeständen eine 
Lenkungswirkung zur Vermeidung von Treibhausgasen aus fossilen Energi-
eträgern. 

Emissionshandel
Der europäische Emissionshandel deckt nur knapp die Hälfte aller CO2-Emis-
sionen ab – und die Politik war bei der Mengenvorgabe für den Emissions
handel zu großzügig. Daher liegt der Zertifikatepreis für eine Tonne CO2 mit 
4-8 € viel zu niedrig, um ausreichend Investitionen in Erneuerbare Energien 
und Effizienz anzuregen.

Energiepreise in Deutschland
Bei Strom, Wärme und Verkehr werden die derzeitig staatlich veranlassten und 
regulierten Energiepreisbestandteile in Deutschland in Bezug auf ihren CO₂-
Ausstoß unterschiedlich behandelt. 

Strom wird um ein Vielfaches höher belastet als Benzin, Diesel, Erdgas oder 
Heizöl. [AGORA 2017a]. Die meisten Energieszenarien gehen davon aus, dass 
Strom aus Erneuerbaren Energien zukünftig eine wachsende Rolle auch in 
der Wärmeversorgung und der Mobilität spielen muss, um die international 
vereinbarten Klimaschutzziele zu erreichen (Stichwort Sektorkopplung). Dazu 
passt aber die derzeitige Struktur der staatlich veranlassten und regulierten 
Energiepreisbestandteile in Deutschland nicht.

Der europäische Emissionshan-

del (EU-ETS) ist der erste gren-

züberschreitende und weltweit 

größte Emissionsrechtehandel. 

Er umfasst 11.000 Energie- 

und Industrieanlagen (45 % 

der gesamten Emissionen in 

der EU) in 31 Ländern (EU-28, 

Schweiz, Norwegen, Liechten-

stein). Erfasst werden Anlagen 

mit einer Leistung über 20 MW 

aus der Stromerzeugung und 

mehreren Wirtschaftsbere-

ichen, wie der Zement- und 

Kalkherstellung, der chemischen 

Industrie, der Metallherstellung 

und dem Flugverkehr. 

Der Preis an der Strombörse 

richtet sich nach den Grenzkos-

ten des jeweils noch laufenden 

Kraftwerks. Grenzkosten sind 

vereinfacht die Betriebskosten, 

wie z.B. Wartungs- und Brenn-

stoffkosten.

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2017/05/20171207-Langfassung-SZEN-17-Nitsch-.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/Agora_Abgaben_Umlagen_WEB.pdf
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Abb. 5	 Entlastungen der treibhausgasintensven Industrie 2016 [FÖS 2017]. 
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2.6	 Entlastungen der Industrie behindern den 
Klimaschutz

Seit dem im Jahr 2000 in Kraft getretenen ersten EEG bekommen Betreiber 
von z.B. Wind- oder Solaranlagen für 20 Jahre feste Vergütungssätze für den 
erzeugten Strom – finanziert von uns allen über die EEG-Umlage auf unseren 
Stromrechnungen. Von uns allen? Nein.

Auf Druck der energieintensiven Industrien, die bei zu hohen Strompreisen mit 
Abwanderung ins Ausland und Verlust von Arbeitsplätzen drohten, reagierte 
die Politik mit einer fast vollständigen Befreiung dieser Verbraucher von allen 
Umlagen, Steuern und Netzentgelten. Eine fundierte unabhängige Bewertung, 
wie viele Arbeitsplätze im Einzelfall tatsächlich mit weniger oder ohne Befrei-
ungen von Umlagen, Steuern und Netzentgelten verloren gehen könnten, 
wurde bisher nicht vorgenommen. Nach einer Kurzstudie des Forums Ökolo-
gisch-Soziale Marktwirtschaft [FÖS 2017] summieren sich die Befreiungen von 
Steuern, Umlagen und Netzentgelten für die Industrie im Jahr 2016  auf 17 
Milliarden € (Abb. 5). Etwa zwei Drittel davon tragen die privaten Haushalte 
sowie kleinere Unternehmen. “Im Antragsverfahren 2015 für das Begrenzung-
sjahr 2016 hat das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle – unter der 
Annahme konstanter Stromverbräuche der Unternehmen und Berücksichtigung 
des Selbstbehalts – eine Strommenge von insgesamt 107,23 TWh (im Vorjahr 
108,13 TWh) als privilegiert anerkannt. Hiervon entfallen 88 Prozent (94,78 
TWh) auf stromkostenintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes, 
die restlichen 12 Prozent (12,46 TWh) auf Schienenbahnen” [BMWI 2016]. 
Der Energiekostenindex (EKI) insbesondere für die deutsche energieintensive 
Industrie ist in den letzten Jahren deutlich gesunken [Öko-Institut&DIW 2017]. 
Der EKI beschreibt die Veränderung der Kosten für die Energiebeschaffung der 
Industrie im Verhältnis zur Entwicklung der industriellen Produktion (gemessen 
als Bruttoproduktionswert). Die Untersuchung zeigt auf, wie sehr vor allem die 
treibhausgasintensive Industrie in den letzten Jahren von niedrigeren Energie-
preisen profitiert hat.

Ausnahmen bei Steuern und 

Umlagen auf Strom summieren 

sich im Jahr 2016 auf 17 Mil-

liarden €/Jahr.

http://www.foes.de/pdf/2013-09-Industrieausnahmen-2005-2014.pdf
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/hintergrundinformationen-zur-besonderen-ausgleichsregelung-antragsverfahren-2015.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Energiekostenindikator-Industrie-EKI-Bericht.pdf
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2.7	 CO2-Preise im internationalen Vergleich
Eine anlässlich der deutschen G20-Präsidentschaft veröffentlichte Unter-
suchung der OECD [OECD 2017] zeigt auf, dass immer noch 60% aller 
Treibhausgasemissionen keinen Preis haben und nur 10 % sind mit mehr als 
30 €/t beaufschlagt sind.

Ein Bericht der Weltbank [Weltbank 2017;State and Trends of Carbon Pricing 
2016] fasst zusammen, welche Länder an einem Emissionshandel teilnehmen 
(ca. 23), eine Steuer (carbon tax, ca. 22) auf CO2-Emissionen eingeführt haben 
oder in denen beides verankert ist (Daten zum herunterladen hier). Danach 
werden allerdings erst knapp 15 % der globalen Gesamtemissionen mit einem 
Preis beaufschlagt.

Beispiel Schweden
Schweden hat die höchste Abgabe. Haushalte und Dienstleistungen zahlen 
in Schweden inzwischen 125 Euro pro Tonne CO2. Auch in Schweden wurde 
die Steuerbelastung nicht angehoben, sondern bestehende Energiesteuern 
wurden auf CO2-Steuern umgestellt und sukzessive erhöht. Die Umschichtung 
bei der Steuerbelastung genießt heute eine hohe Akzeptanz in Schweden, und 
der Anteil an Erneuerbaren Energien ist zwischen 2004 und 2014 von 38,7% 
auf 52,6% gestiegen, die CO2-Emissionen trotz erheblichen Wirtschaftswachs-
tums (31%) um 8% gesunken. Und auch die energieintensive Industrie wurde 
schrittweise verstärkt in das CO2-Steuermodell integriert, um die Anreize zum 
Umstieg auf Erneuerbare Energien auszubauen.

Beispiel Großbritannien
Als ein Beispiel dafür, welche Wirkung nationale Alleingänge haben, kann 
Großbritannien gelten, wenngleich in diesem Fall vor allem militärische Über
legungen (Stützung der Atomwirtschaft) eine wesentliche Rolle spielen. So sind 
in Großbritannien seit April 2015 zusätzlich zum Preis für die EU-Emissions
handelszertifikate (der derzeit bei 5 Euro pro Tonne liegt) bis zu 30 Euro pro 
Tonne ausgestoßenem CO2 zu entrichten. Die Folge: Bei gleichzeitig vergleichs-
weise niedrigen Preisen für Erdgas sind die Treibhausgasemissionen im Strom-
sektor der Europäischen Union im Jahr 2016 um 4,5 % gegenüber dem Vorjahr 
gesunken. Der Grund: 94 Milliarden Kilowattstunden (TWh) weniger Kohle-
strom, 101 TWh mehr Stromerzeugung aus Gaskraftwerken. Das entspricht 
einer Emissionsreduktion von 48 Millionen t CO2. Die Hälfte des Wechsels von 
Kohle zu Gas und damit der Reduktion von Treibhausgasen ging dabei auf den 
Alleingang von Großbritannien zurück [AGORA 2017b]. 

Beispiel Schweiz
Das Schweizer CO2-Gesetz stammt von 1999, (ca. 23) wurde Anfang 2013 novel-
liert (Bundesgesetz über die Reduktion der CO2-Emissionen [CO2-Gesetz]). 
Gegenüber 1990 enthält es ein landesweit übergreifendes Reduktionsziel von 
20 % bis zum Jahr 2020, das der Bundesrat bis auf 40 % erhöhen kann. Zudem 
beinhaltet es Sektorvorgaben sowie eine genau ausgestaltete CO2 Abgabe auf 
Brennstoffe. Die CO2 Abgabe wird seit 2008 auf fossile Energieträger (z.B. Öl, 
Gas, Kohle) erhoben und anteilsmässig an Bevölkerung und Wirtschaft zurück-
verteilt. Nach Art. 29 Abs. 2 des Gesetzes kann der Bundesrat den Abgabesatz 
zwischen 36 auf bis höchstens 120 Franken je Tonne CO2 festlegen, falls die 
gemäss Artikel 3 für die Brennstoffe festgelegten Zwischenziele nicht erreicht 

Die nationale CO2 Abgabe 

Deutschland wäre kein Allein-

gang.

http://oe.cd/g20climate
http://documents.worldbank.org/curated/en/636161467995665933/pdf/99533-REVISED-PUB-P153405-Box393205B.pdf
http://carbonpricingdashboard.worldbank.org/map_data
http://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/EU_Jahresauswertung_2016/Agora_State_of_Affairs_EU_2016_WEB.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20091310/index.html
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werden. Da das definierte Zwischenziel für die CO2-Emissionen aus Brennstof-
fen verfehlt wurde, stieg die CO2 Abgabe ab dem 1. Januar 2016 von 60 CHF 
pro Tonne CO2 auf 84 CHF pro Tonne CO2 an. Im neuen Gesetzesentwurf (Stand 
1.9.2016) kann nach Art. 29 Abs. 2 der Bundesrat den Abgabesatz zwischen 84 
Franken und 240 Franken pro Tonne CO2 festsetzen.

Emissionshandel und nationale CO2 Abgaben können sich sinnvoll 
ergänzen!
Auch in Deutschland wird über das richtige Instrument zum CO2-Preis seit 
langem diskutiert. Zuletzt kommt auch der Sachverständigenrat zur Begut
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahresgutachten 
2016/17 Kapitel 11 zur Energiewende zu dem Schluss, dass „die größte Aufgabe 
für die Energie- und Umweltpolitik der kommenden Jahre“ darin besteht, „mit 
großer Entschiedenheit darauf hinzuwirken, alle Länder zum Beitritt in einen 
globalen Emissionshandel zu bewegen“ … oder „eine globale CO2-Steuer ein-
zuführen.“

Beide – Emissionshandel oder die CO2-Steuer – so der Sachverständigen-
rat “würden gegenüber der direkten Förderung der Erneuerbaren Energien 
deshalb zu einer volkswirtschaftlich effizienteren Lösung führen, weil sie dem 
Ausstoß von Treibhausgasen unabhängig von ihrem Entstehungsort einen ein-
heitlichen – im Idealfall global gültigen – Preis zuweisen. Der damit verbun-
dene Anstieg der Energiekosten gibt den Unternehmen und Haushalten den 
Anreiz, ihre Produktion bzw. ihr Verhalten anzupassen und weniger Schad
stoffe zu emittieren.”

Die Einführung einer nationalen CO2 Abgabe in Deutschland wäre also kein 
Alleingang, sondern ein weiterer konsequenter Schritt in Richtung eines global 
gültigen Preises für Treibhausgase und eine Ergänzung zum Emissionshandel.

Die Energiepolitik in Deutschland hat bisher die einzelnen Sektoren Strom, 
Wärme und Verkehr zu lange unabhängig voneinander betrachtet und jeweils 
eine Vielzahl an separaten Maßnahmen und Auflagen beschlossen. Selbst für 
Experten wird die Zahl der sich zum Teil widersprechenden Regelungen immer 
weniger überschaubar. Eine nationale CO2 Abgabe würde viele der kritisierten 
Regelungen und deren Folgen (z.B. hohe EEG-Umlage, niedrige Strombörsen-
preise, Befreiungstatbestände…) kompensieren.

2.8	 Konzeptvorschläge für Deutschland in der 
Übersicht

Die bisher von unterschiedlichen Ideengebern vorgeschlagen nationale Preise 
für CO2 liegen derzeit zwischen 10 und 200 EUR/t. Eine Übersicht der uns 
bekannt gewordenen Vorschläge fasst die Tab. 1 zusammen.

Prinzipiell lassen sich aufkommensneutrale Vorschläge von solchen unter
scheiden, die das Steuer- und Abgabenaufkommen insgesamt erhöhen 
wollen. Zu den bekanntesten Vorschlägen gehört die Idee die „ökologische 
Steuerreform“ (Verschiebung der Steuer- und Abgabenlast von der Arbeit auf 
den Verbrauch von Energie) durch die Ausrichtung an dem Ausstoß von Treib-
hausgasen weiter zu entwickeln. Ein anderes wesentliches  Unterscheidungs
kriterium zeigt sich in der vorgeschlagenen Erhöhungsrate der CO2-Preise 
über die Zeit.
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Akteur & Form des CO2-Preis Ziel(e) Höhe CO2-Preis Verwendung, Besonderheiten/Bemerkungen, Ausnahmen Quelle

wwf / Ökoinstitut 2014
CO2-Mindespreis

Minderungslücke Klimaschutzziele bis 2020 verk-
leinern. “Bei CO2-Mindestpreisen von 20 bis 50 €/t 
CO2 steigt der Großhandelspreis in der Modellierung 
gegenüber dem Basislauf ohne CO2-Mindestpreis 
um 0,7 bis 2,5 ct/kWh an.” “Für die im Rahmen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) privilegierten 
Letztverbraucher ergibt sich für die Endverbraucher-
preise eine Dämpfung von etwa 40 %.”

Empfehlungen: 20 € CO2-Mind-
estpreis Deutschland oder 40 €
CO2-Mindestpreis DE-DK-FR-NL

Ein CO2-Mindestpreis von 20 €/t in Deutschland führt zu einer marginalen Minderung 
insgesamt und zu einer ausgeglicheneren Strom-Import-Export-Bilanz Deutschlands. 
Deutschland kann seine Minderungslücke von 87 Mio. t CO2äq. um ca 20 Prozent verklein-
ern. Ein CO2-Mindestpreis von 40 €/t in Deutschland, Dänemark, Frankreich und den Nied-
erlanden führt zu einer deutlichen Minderung insgesamt. Die Strom-Import-Export-Bilanz 
Deutschlands ist fast ausgeglichen. Deutschland kann seine Minderungslücke von 87 Mio. t 
CO2äq. um fast 30 Prozent verkleinern.

[WWF 2014]

Bürgerlobby Klimaschutz 2016 
Abgabe, Klimadividende

Die Bürgerlobby Klimaschutz fordert für Deutschland einen Startpreis für eine  CO2-Abgabe 
von mindestens 20 Euro pro Tonne CO2 . Für einen gewissen Zeitraum könnten dann 
festgelegte Anhebungsschritte vorgesehen werden. Dann sollte grundsätzlich gelten: Die 
CO2-Abgabe wird so jährlich angepasst, dass wir unsere Reduktionsziele in Bezug auf CO2 
einhalten. Das bringt für alle Beteiligten Kalkulationssicherheit. Mittelfristig sollte der Preis 
laut Umweltbundesamt (UBA) mindestens 80 Euro pro Tonne erreichen.

Klimadividende: Ausschüttung der Einnahmen gleichmäßig pro Kopf der Bevölkerung; 
Ausnahmen vorgesehen.

[Bürgerlobby Klimaschutz 2016]

IHK Bayern 2016
Erhebung der EEG-Umlage auf Basis von 
CO2-Emissionen

Entlastung der Betriebe am Standort Bayern  
(Wettbewerbsfähigkeit); Studie enthält zahlreiche 
Vorschläge nur einer davon schlägt eine Entlastung 
durch CO2-Bepreisung vor.

k.A. Belastung fossiler Brennstoffe, Entlastung der EEG Umlage [IHK Bayern & VBEW 2016]  
Alternative Finanzierung des EEG-Umlage-
kontos; Studie, Dezember 2016

Expertenkommission zum Monitoring-
Prozess „Energie der Zukunft“ 2016

“Eine allgemeine CO2-Bepreisung ... bietet die Mögli-
chkeit, die Umlagen nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (ca. 22,9 Mrd. Euro) und dem Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (ca. 1,2 Mrd. Euro), die Stromsteuern 
(ca. 6,6 Mrd. Euro) und ggf. weitere Energiesteuern, 
Umlagen etc. in ein Instrument zu integrieren und 
perspektivisch weitgehend zu ersetzen.”

k.A. [Stellungnahme Monitoring 2016]

Schultz projekt consult 2017 
CO2-Steuer

Ersatz für die meisten bestehenden Formen der Ener-
giesteuern (alle Verbrauchssteuern) durch Besteuerung 
des CO2-Inhalts der eingesetzten Primärenergie.

100 €/t CO2-Äquivalente und für  
Kraftstoffe 200 €/t CO2

31 Mrd. €/a Zuschuss an die gesetzliche Rentenversicherung, wie bisher, allerdings voll-
ständig finanziert durch die CO2-Steuer, 10 Mrd.€/a Unterstützung des Strukturwandels in 
den Braunkohlenrevieren, 5 Mrd. €/a Unterstützung der Modernisierung der Stromnetze, 
insbesondere der Verteilnetze (Digitalisierung) und Unterstützung des Ausbaus des Über-
tragungsnetzes an Netzengpässen, 10 Mrd. €/a Sonderabschreibungen bzw. Zuschüsse für 
energetische Gebäudesanierung im Bestand, 5 Mrd.€/a CO2-armer Umbau der kommunalen 
Energievesorgung, 15 Mrd.€/a Aufstockung Erziehung, Bildung, Wissenschaft, 12,8 Mrd.€/a 
allgemeiner Haushalt/Haushaltspuffer (wegen der sinkenden Einnahmen auf Grund von CO2-
Minderung).
Ausnahmen vorgesehen.

[Schultz projekt consult 2017]

Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE) 
2017
Steuer: CO2-Bepreisung fossiler Stromer-
zeugung

Stromsteuer durch CO2-Steuer ersetzen 20 €/t Wegfall Stromsteuer, Kostenvorteile Erneuerbarer Energien an die Stromkunden weitergeben [BEE 2017]

Agora Energiewende 2017 

Eine CO₂-orientierte Reform der Strom- 
und Energiesteuern, eine verursacher- und 
verteilungsgerechte Finanzierungsbasis 
für die Netze, eine sektorübergreifende 
Finanzierung der Energiewendekosten und 
das Einführen von zeitvariablen Tarifkom-
ponenten.

(1) regulierte Netzkosten und Kostenbasis für Umlagen werden gedeckt; (2) Beitrag zur 
Finanzierung des öffentlichen Haushaltes; (3) marktwirtschaftliche Effizienz: minimale volks
wirtschaftliche Kosten durch unverzerrte Preise in den Strom-, Wärme- und Mobilitätssek-
toren; (4) klimaökonomische Effizienz: Erreichung der Energieeffizienz- und Klimaschutzziele 
zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten; (5) Kostentragung wird grundsätzlich dem 
Verursacherprinzip bzw. dem Vorteilsgedanken gerecht; (6) soziale und wettbewerbliche 
Aspekte: Sicherstellung, dass Verbraucher und industrielle Kunden nur entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit belastet werden; (7) Umsetzbarkeit, Transparenz und Verlässlichkeit sowie 
Nachhaltigkeit der Maßnahmen; k.A. zur Höhe

Diskutierte Lösungsansätze
- Dynamisierung der EEG-Umlage nach Großhandelspreis 
- (Gestaffelte) EEG-Pauschalen 
- Dynamisierung der EEG-Umlage nach der Netzsituation 
- Gemeinsame Energiewendeumlage der Sektoren Strom, Wärme und Verkehr 
- Breitere Wälzung der EEG-Umlage jeweils innerhalb der Sektoren Wärme und Verkehr 
- Senkung der EEG-Umlage durch Einführung eines Erneuerbare-Energien-Fonds 
- Steuerfinanzierung der EEG-Umlage

[AGORA 2017a]
Neue Preismodelle für Energie

Mercator Research Institute on Global 
Commons and Climate Change (MCC) 
gGmbH | Berlin

Nachhaltige Finanzreform und/oder CO2-Mindestpreis k.A. “Auf einen Mindestpreis werden sich die EU-Mitglieder nur einigen, wenn die ärmeren 
Länder einen Finanzausgleich erhalten. Für osteuropäische Länder zum Beispiel bedeutet 
ein höherer Mindestpreis größere Anstrengungen bei der CO2-Vermeidung als im Westen 
Europas. Gleiches gilt für die Anpassungskosten durch weniger Arbeitsplätze im Kohleabbau 
und in energieintensiven Industrien. Zudem wird der Strompreis steigen.”

[Steuerreform MCC 2017] 
[Mindestpreis MCC 2017]

CO2 Abgabe e.V. Mehr Klimaschutz, weniger Bürokratie, sozial gerech-
tere Energiepreise. 

Beginn 40 €/t, kontinuierlich 
ansteigend bis 145 €/t bis 2050

Finanzierung bestehender Umlagen und Steuern. 
Keine Ausnahmen!

Carbon Pricing Leadership Coalition 
(CPLC), a World Bank Group initiative

“Based on evidence from industry, policy experience, and relevant literature, and taking into 
account the strengths and limitations of the respective information sources, this Commission 
concludes that, in a supportive policy environment, the explicit carbon-price level consistent 
with the Paris temperature target is at least US$40–80/tCO2 by 2020 and US$50–100/tCO2 by 
2030.”

“The implementation of carbon pricing would also need to duly consider the non-climate 
benefits of carbon pricing (for instance, the generation of additional government revenue), 
the local context, and the political economy (including the policy environment, the adjust-
ment costs, the distributional impacts, and the political and social acceptability of the carbon 
price).”

[CPLC 2017] 
Report of the High-Level Commission on 
Carbon Prices

Tab. 1	 Übersicht über Vorschläge für einen nationalen CO2-Preis (soweit den Autoren bekannt geworden, 
Hinweise auf ggf. weitere Vorschläge erwünscht an info(at)co2abgabe.de).

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Studie_Den_europaeischen_Emissionshandel_flankieren.pdf
https://de.citizensclimatelobby.org/download/
https://www.bihk.de/bihk/Anhaenge/studie-eeg-umlage2.pdf
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/fuenfter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=7
http://www.schultz-projekt-consult.de/images/Okologische_Steuerreform_2.0_V._22.compressed.pdf
https://www.bee-ev.de/fileadmin/Publikationen/Positionspapiere_Stellungnahmen/BEE-Vorschlag_zur_CO2-Bepreisung_im_Stromsektor_final.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/Agora_Abgaben_Umlagen_WEB.pdf
http://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Kurzdossiers/Klimapolitik/MCC-Kurzdossier_Steuerreform.pdf
http://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Kurzdossiers/Emissionshandel/MCC-Kurzdossier_EU-Emissionshandel_Stand_Juni-2016.pdf
https://www.carbonpricingleadership.org/s/CarbonPricing_Final_May29.pdf
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Akteur & Form des CO2-Preis Ziel(e) Höhe CO2-Preis Verwendung, Besonderheiten/Bemerkungen, Ausnahmen Quelle

wwf / Ökoinstitut 2014
CO2-Mindespreis

Minderungslücke Klimaschutzziele bis 2020 verk-
leinern. “Bei CO2-Mindestpreisen von 20 bis 50 €/t 
CO2 steigt der Großhandelspreis in der Modellierung 
gegenüber dem Basislauf ohne CO2-Mindestpreis 
um 0,7 bis 2,5 ct/kWh an.” “Für die im Rahmen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) privilegierten 
Letztverbraucher ergibt sich für die Endverbraucher-
preise eine Dämpfung von etwa 40 %.”

Empfehlungen: 20 € CO2-Mind-
estpreis Deutschland oder 40 €
CO2-Mindestpreis DE-DK-FR-NL

Ein CO2-Mindestpreis von 20 €/t in Deutschland führt zu einer marginalen Minderung 
insgesamt und zu einer ausgeglicheneren Strom-Import-Export-Bilanz Deutschlands. 
Deutschland kann seine Minderungslücke von 87 Mio. t CO2äq. um ca 20 Prozent verklein-
ern. Ein CO2-Mindestpreis von 40 €/t in Deutschland, Dänemark, Frankreich und den Nied-
erlanden führt zu einer deutlichen Minderung insgesamt. Die Strom-Import-Export-Bilanz 
Deutschlands ist fast ausgeglichen. Deutschland kann seine Minderungslücke von 87 Mio. t 
CO2äq. um fast 30 Prozent verkleinern.

[WWF 2014]

Bürgerlobby Klimaschutz 2016 
Abgabe, Klimadividende

Die Bürgerlobby Klimaschutz fordert für Deutschland einen Startpreis für eine  CO2-Abgabe 
von mindestens 20 Euro pro Tonne CO2 . Für einen gewissen Zeitraum könnten dann 
festgelegte Anhebungsschritte vorgesehen werden. Dann sollte grundsätzlich gelten: Die 
CO2-Abgabe wird so jährlich angepasst, dass wir unsere Reduktionsziele in Bezug auf CO2 
einhalten. Das bringt für alle Beteiligten Kalkulationssicherheit. Mittelfristig sollte der Preis 
laut Umweltbundesamt (UBA) mindestens 80 Euro pro Tonne erreichen.

Klimadividende: Ausschüttung der Einnahmen gleichmäßig pro Kopf der Bevölkerung; 
Ausnahmen vorgesehen.

[Bürgerlobby Klimaschutz 2016]

IHK Bayern 2016
Erhebung der EEG-Umlage auf Basis von 
CO2-Emissionen

Entlastung der Betriebe am Standort Bayern  
(Wettbewerbsfähigkeit); Studie enthält zahlreiche 
Vorschläge nur einer davon schlägt eine Entlastung 
durch CO2-Bepreisung vor.

k.A. Belastung fossiler Brennstoffe, Entlastung der EEG Umlage [IHK Bayern & VBEW 2016]  
Alternative Finanzierung des EEG-Umlage-
kontos; Studie, Dezember 2016

Expertenkommission zum Monitoring-
Prozess „Energie der Zukunft“ 2016

“Eine allgemeine CO2-Bepreisung ... bietet die Mögli-
chkeit, die Umlagen nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (ca. 22,9 Mrd. Euro) und dem Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (ca. 1,2 Mrd. Euro), die Stromsteuern 
(ca. 6,6 Mrd. Euro) und ggf. weitere Energiesteuern, 
Umlagen etc. in ein Instrument zu integrieren und 
perspektivisch weitgehend zu ersetzen.”

k.A. [Stellungnahme Monitoring 2016]

Schultz projekt consult 2017 
CO2-Steuer

Ersatz für die meisten bestehenden Formen der Ener-
giesteuern (alle Verbrauchssteuern) durch Besteuerung 
des CO2-Inhalts der eingesetzten Primärenergie.

100 €/t CO2-Äquivalente und für  
Kraftstoffe 200 €/t CO2

31 Mrd. €/a Zuschuss an die gesetzliche Rentenversicherung, wie bisher, allerdings voll-
ständig finanziert durch die CO2-Steuer, 10 Mrd.€/a Unterstützung des Strukturwandels in 
den Braunkohlenrevieren, 5 Mrd. €/a Unterstützung der Modernisierung der Stromnetze, 
insbesondere der Verteilnetze (Digitalisierung) und Unterstützung des Ausbaus des Über-
tragungsnetzes an Netzengpässen, 10 Mrd. €/a Sonderabschreibungen bzw. Zuschüsse für 
energetische Gebäudesanierung im Bestand, 5 Mrd.€/a CO2-armer Umbau der kommunalen 
Energievesorgung, 15 Mrd.€/a Aufstockung Erziehung, Bildung, Wissenschaft, 12,8 Mrd.€/a 
allgemeiner Haushalt/Haushaltspuffer (wegen der sinkenden Einnahmen auf Grund von CO2-
Minderung).
Ausnahmen vorgesehen.

[Schultz projekt consult 2017]

Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE) 
2017
Steuer: CO2-Bepreisung fossiler Stromer-
zeugung

Stromsteuer durch CO2-Steuer ersetzen 20 €/t Wegfall Stromsteuer, Kostenvorteile Erneuerbarer Energien an die Stromkunden weitergeben [BEE 2017]

Agora Energiewende 2017 

Eine CO₂-orientierte Reform der Strom- 
und Energiesteuern, eine verursacher- und 
verteilungsgerechte Finanzierungsbasis 
für die Netze, eine sektorübergreifende 
Finanzierung der Energiewendekosten und 
das Einführen von zeitvariablen Tarifkom-
ponenten.

(1) regulierte Netzkosten und Kostenbasis für Umlagen werden gedeckt; (2) Beitrag zur 
Finanzierung des öffentlichen Haushaltes; (3) marktwirtschaftliche Effizienz: minimale volks
wirtschaftliche Kosten durch unverzerrte Preise in den Strom-, Wärme- und Mobilitätssek-
toren; (4) klimaökonomische Effizienz: Erreichung der Energieeffizienz- und Klimaschutzziele 
zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten; (5) Kostentragung wird grundsätzlich dem 
Verursacherprinzip bzw. dem Vorteilsgedanken gerecht; (6) soziale und wettbewerbliche 
Aspekte: Sicherstellung, dass Verbraucher und industrielle Kunden nur entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit belastet werden; (7) Umsetzbarkeit, Transparenz und Verlässlichkeit sowie 
Nachhaltigkeit der Maßnahmen; k.A. zur Höhe

Diskutierte Lösungsansätze
- Dynamisierung der EEG-Umlage nach Großhandelspreis 
- (Gestaffelte) EEG-Pauschalen 
- Dynamisierung der EEG-Umlage nach der Netzsituation 
- Gemeinsame Energiewendeumlage der Sektoren Strom, Wärme und Verkehr 
- Breitere Wälzung der EEG-Umlage jeweils innerhalb der Sektoren Wärme und Verkehr 
- Senkung der EEG-Umlage durch Einführung eines Erneuerbare-Energien-Fonds 
- Steuerfinanzierung der EEG-Umlage

[AGORA 2017a]
Neue Preismodelle für Energie

Mercator Research Institute on Global 
Commons and Climate Change (MCC) 
gGmbH | Berlin

Nachhaltige Finanzreform und/oder CO2-Mindestpreis k.A. “Auf einen Mindestpreis werden sich die EU-Mitglieder nur einigen, wenn die ärmeren 
Länder einen Finanzausgleich erhalten. Für osteuropäische Länder zum Beispiel bedeutet 
ein höherer Mindestpreis größere Anstrengungen bei der CO2-Vermeidung als im Westen 
Europas. Gleiches gilt für die Anpassungskosten durch weniger Arbeitsplätze im Kohleabbau 
und in energieintensiven Industrien. Zudem wird der Strompreis steigen.”

[Steuerreform MCC 2017] 
[Mindestpreis MCC 2017]

CO2 Abgabe e.V. Mehr Klimaschutz, weniger Bürokratie, sozial gerech-
tere Energiepreise. 

Beginn 40 €/t, kontinuierlich 
ansteigend bis 145 €/t bis 2050

Finanzierung bestehender Umlagen und Steuern. 
Keine Ausnahmen!

Carbon Pricing Leadership Coalition 
(CPLC), a World Bank Group initiative

“Based on evidence from industry, policy experience, and relevant literature, and taking into 
account the strengths and limitations of the respective information sources, this Commission 
concludes that, in a supportive policy environment, the explicit carbon-price level consistent 
with the Paris temperature target is at least US$40–80/tCO2 by 2020 and US$50–100/tCO2 by 
2030.”

“The implementation of carbon pricing would also need to duly consider the non-climate 
benefits of carbon pricing (for instance, the generation of additional government revenue), 
the local context, and the political economy (including the policy environment, the adjust-
ment costs, the distributional impacts, and the political and social acceptability of the carbon 
price).”

[CPLC 2017] 
Report of the High-Level Commission on 
Carbon Prices

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Studie_Den_europaeischen_Emissionshandel_flankieren.pdf
https://de.citizensclimatelobby.org/download/
https://www.bihk.de/bihk/Anhaenge/studie-eeg-umlage2.pdf
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/fuenfter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=7
http://www.schultz-projekt-consult.de/images/Okologische_Steuerreform_2.0_V._22.compressed.pdf
https://www.bee-ev.de/fileadmin/Publikationen/Positionspapiere_Stellungnahmen/BEE-Vorschlag_zur_CO2-Bepreisung_im_Stromsektor_final.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/Agora_Abgaben_Umlagen_WEB.pdf
http://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Kurzdossiers/Klimapolitik/MCC-Kurzdossier_Steuerreform.pdf
http://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Kurzdossiers/Emissionshandel/MCC-Kurzdossier_EU-Emissionshandel_Stand_Juni-2016.pdf
https://www.carbonpricingleadership.org/s/CarbonPricing_Final_May29.pdf
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Ein Vorschlag, der seit mehreren Jahren immer wieder in die Debatte um den 
Emissionshandel eingebracht wurde, war, den Emissionshandel europaweit 
oder national durch festgesetzte Mindestpreise für Treibhausgasemissionen 
zu flankieren.

Bereits 2014 hat das Öko-Institut im Auftrag des wwf untersucht, wie sich 
ein festgesetzter Mindestpreis auf die Energiepreise und Emissionen in 
Deutschland auswirken könnte. Wie andere Wissenschaftler in ähnlicher Form 
auch, kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass ein CO2-Mindestpreis von 
20 €/t in Deutschland allein zu einer marginalen Minderung der Emissionen 
führen würde aber zu einer ausgeglicheneren Strom-Import-Export-Bilanz 
Deutschlands. Deutschland könnte so seine Minderungslücke gegenüber den 
gesetzten Zielen bis 2020 von 87 Mio. t CO2äq um ca. 20 % verkleinern. Dem 
gegenüber würde ein CO2-Mindestpreis von 40 €/t in Deutschland, Dänemark, 
Frankreich und den Niederlanden zu einer Reduzierung um 30% der Minder-
ungslücke von 87 Mio. t CO2äq. und einer weitgehend ausgeglichenen Strom-
Import-Export-Bilanz führen [WWF 2014]. 

Mit 20 €/ t liegt der Vorschlag für eine CO2-Bepreisung des Bundesverbands 
Erneuerbare Energie e.V. (BEE) am unteren Ende der Skala nationaler CO2-Pre-
ise.

Für den Stromsektor schlägt der BEE vor, die Stromsteuer abzuschaffen und 
stattdessen eine CO2-Bepreisung auf die fossile Stromerzeugung einzufüh-
ren. “Die Höhe des CO2-Preises soll zusätzlich zwischen positiven und negativen 
Strompreisen variiert werden.“ Insgesamt aber soll die CO2-Bepreisung zur 
Stromsteuer aufkommensneutral bleiben.

Am oberen Ende der vorgeschlagenen CO2-Preise liegt der Vorschlag des ehe-
maligen Bundestagsabgeordneten Schultz, der auf einer Tagung des Forum 
ökologische soziale Marktwirtschaft (FÖS) e.V. und des EnergieDialog 2050 e.V. 
im März 2017 diskutiert wurde. Bereits von Beginn an schlägt er eine CO2-Steuer 
von 100 €/t CO2äq. im Strom- und Wärmesektor vor. Für den Verkehrssek-
tor hält Schultz eine Höhe von 200 €/t CO2äq. für notwendig [Schultz projekt 
consult 2017]. Auch Schultz schlägt vor, andere Steuern und Umlagen damit zu 
finanzieren. Die EEG-Umlage, so der Vorschlag, würde sich durch die steigen-
den Stromhandelspreise ebenfalls mittelfristig auf Null senken lassen. Die 
Mehreinnahmen bei der Einführung von mehr als 40  Mrd. € sollen u.a. in die 
Rentenversicherung, den Strukturwandel, die Modernisierung der Stromnetze, 
die energetische Gebäudesanierung sowie Bildung und Wissenschaft investi-
ert werden.

Vorschläge für nationale CO2-

Preise von 10 bis 200 € pro 

Tonne CO2äq.

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Studie_Den_europaeischen_Emissionshandel_flankieren.pdf
http://www.schultz-projekt-consult.de/images/Okologische_Steuerreform_2.0_V._22.compressed.pdf
http://www.schultz-projekt-consult.de/images/Okologische_Steuerreform_2.0_V._22.compressed.pdf
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3	 Energieszenarien3

Im Folgenden werden Energieszenarien [Nitsch 2017] beschrieben, die im 
Kapitel 4 als Grundlage für die Einnahme- und Wirkungsszenarien aus der 
vom CO2 Abgabe e.V. vorgeschlagenen CO2 Abgabe dienen.

3.1	 Trendszenario
Basis der Szenarioberechnung TREND-17 [Nitsch 2017] sind die Zielsetzungen 
des Energie- und Klimaschutzkonzepts der Bundesregierung aus dem Jahr 
2011, ergänzt um die aktuellen Zielvorgaben des im November 2016 beschloss-
enen Klimaschutzplans 2050; Ausgangszustand sind die aktuellen Daten des 
Jahres 2016. Die Anreize für einen weiteren Umbau der Energieversorgung 
sind derzeit gering. Auf absehbare Zeit bestimmen niedrige Preise für fossile 
Energien, weiter sinkende Börsenstrompreise und sehr niedrige CO2-Preise 
das Geschehen. Dazu kommt, dass Klimaschutz und Energiewende derzeit in 
der praktischen Umsetzung eine geringe politische Priorität besitzen. Für die 
notwendige Steigerung der Energieeffizienz kann zwar von einer gegenüber 
der vergangenen Entwicklung verstärkenden Wirkung des Nationalen Aktions
plans Energieeffizienz (NAPE) und des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 
ausgegangen werden, allerdings wird deren Wirkung in dem kurzen Zeitraum 
bis 2020 gering bleiben. Beim Zubau der Erneuerbaren Energien (EE) im Strom-
sektor werden im Szenario der bereits eingetretene Rückgang bei der Foto-
voltaik und beim Ausbau der Biomassestromerzeugung modelliert. Dennoch 
wird davon ausgegangen, dass der Ausbaukorridor des derzeitigen EEG für 
EE-Strom für 2025 (Anteil 40-45%) und für 2035 (55-60%) erreicht wird. 

3.2	 Klimaschutzzenarien KLIMA-17 MEFF und 
KLIMA-17 HEFF

Als Maßstab für einen erfolgreichen Umbau der Energieversorgung im Sinne 
eines wirksamen Klimaschutzes dienen im Vergleich dazu zwei Klimaschutz
szenarien KLIMA-17 MEFF und KLIMA-17 HEFF. Beide beschreiben eine 
Energieversorgung, die das obere Reduktionsziel des Energiekonzepts 2011 
für die Treibhausgasemissionen (THG) von -95% im Jahr 2050 erreichen. Dazu 
ist eine praktisch 100%ig emissionsfreie, also ausschließlich auf EE basierende 
Energieversorgung erforderlich. Das im Klimaschutzplan 2050 der Bundes
regierung immer noch erwähnte untere THG-Reduktionsziel von -80% für das 
Jahr 2050 reicht nach den Erkenntnissen der Pariser Klimakonferenz (COP 21) 
vom Dezember 2015 nicht mehr aus, wenn ein Industrieland wie Deutschland 
seinen notwendigen Beitrag zur Sicherstellung des globalen 2°C-Ziels bis 2050 
leisten soll [Rogelj 2016].

Die beiden Szenarien unterscheiden sich in der Intensität der Steigerung 
der Energieeffizienz. Generell muss die Energieproduktivität deutlich rascher 
steigen als in den vergangenen 20 Jahren, wenn der Primärenergieeinsatz, wie 
angestrebt, deutlich sinken soll. Im MEFF-Szenario (Mittlere Effizienz) wird von 

https://co2abgabe.de/2017/05/12/energieszenarien-2017/
https://co2abgabe.de/2017/05/12/energieszenarien-2017/
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einer technisch relativ leicht erreichbaren, jedoch strukturell und ökonomisch 
keineswegs gesicherten Steigerung der Energieproduktivität ausgegangen.  
Sie entspricht etwa der im Energiekonzept bis 2050 angestrebten Effizienz-
steigerung (Halbierung des Primärenergieverbrauchs ggü. 2008). Im HEFF-Sze-
nario (Hohe Effizienz) werden weitere, aus heutiger Sicht technisch durchaus 
mögliche Effizienzsteigerungen unterstellt. Dadurch fällt der „notwendige“ 
Beitrag der EE entsprechend geringer aus, was die gesellschaftliche Akzeptanz 
dieses Szenarios erleichtern könnte. Allerdings sind bei der Umsetzung der 
unterstellten starken Effizienzsteigerungen entsprechend höhere strukturelle 
und ökonomische Hemmnisse zu erwarten. 

3.3	 Szenarienergebnisse im Überblick
Es zeigt sich in den Klimaschutzszenarien, dass zur Verwirklichung der Energie
wendeziele eine über Jahrzehnte stabile Entwicklungsdynamik notwendig ist. 
Nur auf diese Weise kann bis 2050 ein Verbrauchsrückgang um rund 50% 
(46 – 54%) und ein Beitrag der EE am Primärenergieverbrauch (ohne nicht-
energetischen Einsatz fossiler Energieträger) von rund 95% erreicht werden 
(Tab. 2). Die verbleibenden THG-Emissionen belaufen sich dann auf rund 70 
Mio. t CO2äq/a (Abb. 2; Reduktion um -95% gegenüber 1990), davon CO2-
Emissionen in Höhe von 50 Mio. t CO2/a. An den aus den Szenarien ableit-
baren hohen Umstrukturierungsgeschwindigkeiten in allen Bereichen der 
Energieversorgung lässt sich zeigen, vor welchen enormen Herausforderun-

Verbrauchsminderung (Bezugsbasis 2008) Anteil  Erneuerbare Energien THG-Emissionen
Primär- 

energie

Gebäude-

wärme1)

Endenergie 

Verkehr

an Brutto-

endenergie

an Brutto-

strom
2020

Energiekonzept -20 -20 -10 18 min. 35 min -40
 TREND-17 -11,2 -17 +4,8 17,4 39,1 -32,0
KLIMA -17 MEF -14,3 -21 -0,4 19,6 43,5 -37,5
KLIMA -17 HEFF -15,9 -24 -2,4 20,0 43,6 -38,7

2030
Energiekonzept (-30) (-40) (-20) 30 50 min. -552)

 TREND-17 -20,7 --28 +1,3 22,0 51,0 -41,2
KLIMA -17 MEF -31,1 -42 -12,9 36,3 71,4 -61,6
KLIMA -17 HEFF -34,7 -45 -18,6 37,0 71,2 -63,7

2040
Energiekonzept (-40) (-60) (-30) 45 65 min. -70
 TREND-17 -26,6 -45 -3,2 25,8 60,5 -50,5
KLIMA -17 MEF -40,6 -80 -26,8 60,1 90,1 -81,0
KLIMA -17 HEFF -45,8 -83 -35,0 60,5 88,1 -82,5

2050
Energiekonzept -50 -80 -40 60 80 - (80) bis -95
 TREND-17 -31,9 -51 -10,3 29,4 70,5 -59,6
KLIMA -17 MEF -47,5 -95 -41,7 83,4 98,4 -94,4
KLIMA -17 HEFF -53,9 -95 -48,7 82,7 96,1 -94,5

Tab. 2	 Die wichtigsten Ziele des Energiekonzepts der Bundesregierung und Grad der Zielerreichung in den 
Szenarien (Prozent); 1) In 2020 Minderung des Energieverbrauchs; 2050 Minderung nichterneuerbare 
Primärenergie; 2) -55% bis -56% nach Klimaschutzplan 2050 vom 14. Nov. 2016 
( ) = interpolierte Zielwerte (aus NITSCH 2017).
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gen eine Volkswirtschaft steht, wenn sie rechtzeitig einen ernsthaften Beitrag 
zum globalen Klimaschutz leisten will. 

Die bisherigen Defizite bei der THG-Minderung können kurzfristig auch in den 
Klimaschutzszenarien KLIMA-17 MEFF und KLIMA-17 HEFF nicht aufgeholt 
werden (Abb. 6, Tab. 2). Das in diesen Szenarien eingeleitete dynamischere 
Wachstum der EE und die verstärkte Effizienzsteigerung kann aber nach 2020 
den Rückstand rasch kompensieren. Bereits in 2030 übertreffen die Klima
schutzszenarien die Zwischenziele zur THG-Minderung (-55%) mit über -60% 
deutlich. Dies ist auch erforderlich, um bis 2050 die Zielmarke von -95% THG-
Minderung zu erreichen. 

Wird die in TREND-17 modellierte gehemmte Weiterentwicklung der Ener-
gieeffizienz (EFF) und EE bis 2050 beibehalten, sinkt der Primärenergiever-
brauch bis 2050 nur um 32%, der Beitrag der EE am Bruttoendenergiever-
brauch erreicht nur 29%. Damit wird das langfristige Klimaschutzziel 2050 mit 
einer Minderung von knapp -60% erheblich verfehlt (Tab. 2). In beiden Kli-
maschutzszenarien wird dagegen im Jahr 2050 eine THG-Minderung von rund 
-94% erreicht (in 2060 von -97%). Die dazu erforderliche Minderung der CO2-
Emissionen in Höhe von insgesamt 1000 Mio. t CO2/a bzw. -95,2% (bezogen auf 
1990) wird in KLIMA-17 MEFF zu 53% durch EE und zu 47% durch EFF erbracht. 
Der Primärenergieverbrauch beträgt dann mit 7561 PJ/a noch 53% des 2008er 
Wertes und der Deckungsanteil der EE am Endenergieverbrauch liegt bei 86% 
(4718 PJ/a) (Tab. 2; Abb.3). In KLIMA-17 HEFF überwiegt der Beitrag von EFF an 
der CO2-Minderung mit 58% bei, der EE-Beitrag sinkt auf 42%. Dies wird durch 
den deutlich geringeren Primärenergieverbrauch von 6630 PJ/a (= 46 % von 
2008) erreicht. Der Bedarf an EE-Endenergie kann dann bei gleichem Anteil 
mit 3996 PJ/a um 722 PJ/a geringer ausfallen als in KLIMA-17 MEFF. 
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Abb. 6	 Bisheriger Verlauf der nationalen THG-Emissionen und Entwicklung in den Szenarien TREND-17, KLIMA-17 
MEFF und KLIMA-17 HEFF“ im Vergleich zu den Zielen des Energiekonzepts. Quelle für Ist: [UBA 2017].
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Tab. 2 und Abb. 7 zeigt, dass die Abweichungen zwischen der Trendentwick-
lung und dem notwendigen Klimaschutzpfad rasch erhebliche Ausmaße 
annehmen. Bereits in 2030 werden rund 1500 – 2000 PJ/a „zu viel“ Energie 
verbraucht und es „fehlen“ rund 800 PJ/a zusätzlich EE-Endenergie (Tab. 2). 
Ändern sich daher die energiepolitischen Rahmenbedingungen in nächster 
Zeit nicht erheblich - insbesondere hinsichtlich wesentlich deutlicher Anreize 

Abb. 7	 Zusammenwirken von stetiger Effizienzsteigerung und EE-Ausbau zur Erreichung des Klimaschutzziels in 
den Szenarien.

2008 2016 2020 2025 2030 2040 2050 2060
 TREND-17 
Primärenergieverbrauch, PJ/a 14380 13383 12774 11999 11413 10557 9797 9584
Endenergieverbrauch, PJ/a 9159 8962 8676 8434 8212 7838 7564 7361
EE-Endenergie, PJ/a 857 1391 1554 1719 1860 2086 2290 2455
EE-Anteil an Endenergie, % 1) 9,4 15,3 17,9 20,4 22,7 26,6 30,3 33,3
 KLIMA-17 MEFF
Primärenergieverbrauch, PJ/a 14380 13383 12318 10854 9913 8546 7561 7239
Endenergieverbrauch, PJ/a 9159 8962 8346 7780 7222 6264 5478 5140
EE-Endenergie, PJ/a 857 1391 1685 2186 2703 3875 4707 4881
EE-Anteil an Endenergie, % 1) 9,4 15,3 20,2 28,1 37,4 61,9 85,9 95,0
 KLIMA-17 HEFF
Primärenergieverbrauch, PJ/a 14380 13383 12102 10489 9396 7801 6630 6319
Endenergieverbrauch, PJ/a 9159 8962 8158 7461 6809 5619 4694 4356
EE-Endenergie, PJ/a 857 1391 1684 2149 2597 3501   3996 4187
EE-Anteil an Endenergie, % 1) 9,4 15,3 20,6 28,8 38,1 62,3 85,1 96,1

Tab. 3	 Entwicklung des Primär- und Endenergieverbrauchs in den Szenarien und Beitrag der erneuerbaren 
Energien; Anteil am Bruttoendenergieverbrauch ist etwas geringer (2016: 14,8%; Ziel 2020: 18%). 
3,6 Petajoule (PJ) = 1 Terawattstunde (TWh) = 1 Mrd. Kilowattstunden (kWh).
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für Effizienzsteigerungen und hinsichtlich eines erheblich stärkeren Ausbaus 
von EE im Wärme- und im Verkehrssektor - so werden im nächsten Jahrzehnt 
gravierende Kursänderungen erforderlich, wenn das angestrebte längerfris-
tige Klimaschutzziel rechtzeitig erreicht werden soll. 

3.4	 Die Entwicklung des Stromsektors und Einsatz 
von EE-Strom

EE-Strom trägt derzeit mit knapp 32 % zum Bruttostromverbrauch Deutschlands 
bei. Das Wachstum der EE-Stromerzeugung ist dank hoher Beiträge der Win-
denergie noch relativ hoch. Trotz möglicher Einbrüche bei der Umstellung auf 
Ausschreibungsverfahren, dem geringen Wachstum der Fotovoltaik und durch 
den drohenden Rückbau bei der Biomasse wird für das Szenario TREND-17 
angenommen, dass der im Energiekonzept angestrebte Ausbaukorridor bis 
2035 eingehalten wird. Das ehrgeizigere 80%-Ziel für 2050 wird aber verfehlt. 
(Tab. 4). Vor dem Hintergrund der Zielsetzung einer emissionsfreien Energie
versorgung, wäre selbst dieses Ziel unzureichend, da EE-Strom in diesem 
Fall seiner Aufgabe, auch im Wärme- und Verkehrsbereich fossile Energien 
zu verdrängen, nicht gerecht werden kann. EE-Strom muss dazu in deutlich 
größerem Umfang bereitgestellt werden. Das zeigt der Vergleich mit dem 
Wachstum des Bruttostromverbrauchs in KLIMA-17 MEFF, der gleichzeitig mit 
einem stark zunehmenden Anteil an EE-Strom verknüpft ist. In 2030 werden 
mit 507 TWh/a bereits 71,4% des Bruttostromverbrauchs von EE bereitgestellt. 
In 2050 decken EE dann mit 1079 TWh/a praktisch den gesamten Bruttostrom-
verbrauch. In KLIMA-17 HEFF können ähnliche Deckungsanteile mit deutlich 
weniger EE-Strom erreicht werden. Im Jahr 2050 werden dafür 213 TWh/a 
weniger EE-Strom als in KLIMA-17 MEFF benötigt. Das ist mehr Strom, als 
derzeit insgesamt durch EE bereitgestellt werden. 

Die Verwendung der steigenden Stromerzeugung zeigt Abb. 8. Ursache ist die 
wachsende Sektorkopplung, um fossile Energien auch aus dem Verkehrs- und 
Wärmesektor verdrängen zu können. EE-Strom wird in deutlich wachsendem 
Umfang für Mobilität, direkte Wärmenutzung und für die Erzeugung von EE- 
Wasserstoff eingesetzt. Der Stromverbrauch für die konventionelle Stromnut-

Bisher war die Energiewende 

eine Stromwende.

2016 2020 2025 2030 2040 2050 2060
TREND-17
Bruttostromverbrauch, TWh/a 595 597 602 609 623 653 718
EE-Stromerzeugung, TWh/a 188 234 273 311 377 460 529
Anteil an Bruttoverbrauch, % 31,7 39,1 45,4 51,0 60,5 70,5 73,7
KLIMA-17 MEFF
Bruttostromverbrauch, TWh/a 595 602 632 709 920 1097 1113
EE-Stromerzeugung, TWh/a 1) 188 262 375 507 829 1079 1096
Anteil an Bruttoverbrauch, % 31,7 43,5 59,3 71,4 90,1 98,4 98,4
KLIMA-17 HEFF
Bruttostromverbrauch, TWh/a 595 599 613 660 806 901 970
EE-Stromerzeugung, TWh/a 1) 188 261 361 470 710 866 950
Anteil an Bruttoverbrauch, % 31,7 43,5 58,9 71,2 88,1 96,1 98,0

Tab. 4	 EE-Stromerzeugung in den Szenarien und EE-Anteil am Bruttostromverbrauch;  
1)EE-Strom wird zunehmend als neue „Primärenergie“ im Wärme- und Verkehrssektor (Power to Heat, 
Power to Gas, Power to Liquid) eingesetzt.
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zung (Strom für Kraft/Licht/Kommunikation, Stromeinsatz für „konventionelle“ 
Raumheizung, Warmwasser, „heutiger“ Einsatz für Prozesswärme, Schienen-
verkehr) sinkt bis 2050 infolge steigender Effizienz in KLIMA-17 MEFF um 22% 
ggü. 2016 (um 26% ggü. 2008). Für KLIMA-17 HEFF belaufen sich die Werte 
auf -25% (-29%). EE-Strom als die zukünftige Hauptenergiequelle („Primär-
energiequelle“) erschließt jedoch andere Nutzungsbereiche. Diese sind kurz- 
bis mittelfristig Wärmepumpen für Heizzwecke und Elektromobilität. Dazu 
kommt mittelfristig auch ein Einsatz von EE-Strom für industrielle Prozess-
wärme über die heute üblichen Einsatzbereiche hinaus, sowie die Einspeisung 
von EE-Überschussstrom in Wärmenetze (Power to Heat). In 2050 werden für 
Elektromobilität in KLIMA-17 MEFF mit 90 TWh/a 8,3% (in KLIMA-17 HEFF 
=87 TWh/a bzw. 9,7%) und für „neue“ Wärmezwecke 80 TWh/a bzw. 7,2% (in 
KLIMA-17 HEFF = 77 TWh/a bzw. 8,5%) des Stromverbrauchs benötigt.

Längerfristig ist die Überführung eines Teils des (fluktuierenden) EE-Stroms 
in eine chemisch speicherbare Form (Power to Gas, Power to Liquid) uner-
lässlich. In diesen Szenarien ist dies EE-Wasserstoff, es kommen aber ggf. auch 
EE-Methan oder synthetische flüssige Energieträger für den Verkehrssektor 
(z.B. Flugverkehr) infrage. Diese auf EE-Strom basierenden Energieträger 
können in einer 100% EE-Versorgung in vielen Nutzungsbereichen (Stromer-
zeugung mittels Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), Prozesswärme, Verkehr, 
Chemie) die Rolle heutiger fossilen Energieträger übernehmen.

Wegen der in KLIMA-17 MEFF höheren Energienachfrage wird dort länger-
fristig auch ein erheblicher Anteil des EE-Stroms, nämlich 41% im Jahr 2050, 
in EE-Wasserstoff umgesetzt, was 450 TWh/a entspricht. Damit werden knapp 
350 TWh/a Wasserstoff erzeugt, womit 23% des gesamten Endenergiebedarfs 
des Jahres 2050 gedeckt werden können. Der Stromeinsatz kann in KLIMA-17 
HEFF bei gleicher Wirkung auf die Treibhausgasbilanz auf 270 TWh/a (30%) 
reduziert werden. Der erzeugte Wasserstoff (210 TWh/a) deckt dann in 2050 
16% des Endenergiebedarfs dieses Szenarios.

Abb. 8	 Bruttostromerzeugung für „konventionelle“ und „neue“ Stromverwendungen KLIMA-17 MEFF (links) und 
KLIMA-17 HEFF (rechts). „Neue“ Stromverwendungen sind: Elektromobilität, Wärmepumpen, EE-Strom für 
Wärmenetze und Prozesswärme sowie für „Power to Gas“ (Wasserstoff für KWK, Prozesswärme, Kraftstoffe 
und chemische Industrie).
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Eine wichtige Stütze der Stromversorgung ist Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). 
KWK ist eine lang bewährte Technologie der Sektorkopplung, nur sie ermögli-
cht durch die gleichzeitige Abwärmenutzung die Stromerzeugung auf ther-
mischer Basis mit hohen Nutzungsgraden um 90%. Mit rund 97 TWh/a stellt 
sie heute rund 15% der Stromerzeugung. Nach deutlichem Wachstum bis 2010 
stagniert sie seither (Abb. 9, links). Auf Grund der derzeitigen Preisrelationen 
am Strommarkt ist diese effiziente Art der Stromerzeugung in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten. Teilweise werden sogar bestehende KWK-Anlagen 
auf Erdgasbasis stillgelegt. Das jüngst neu justierte Kraft-Wärme-Kopplungs-
Gesetz (KWK-G) verhindert zwar weitere drohende Einbrüche, ein Wachstum 
ist derzeit jedoch nicht in Sicht.  

Vor dem Hintergrund der als notwendig erkannten verstärkten Sektorkop-
plung ist dieser Zustand ein gravierendes Hemmnis für die Weitentwicklung 
der Energiewende. Neben der „neuen“ Möglichkeit, Strom auf EE-Basis direkt 
für Heizzwecke und Prozesswärme zu nutzen, da hier die bei der Bereitstellung 
„fossilen“ Stroms entstehenden Umweltbelastungen und Energieverluste weg
fallen, ist die KWK die zweite Säule, die es ermöglicht, die Sektorkopplung bis 
zur völligen Dekarbonisierung des Strom- und Wärmesektors auszubauen.

Während mit Power to Heat-Technologien lediglich EE-Überschüsse genutzt 
werden können und bei Ausfällen der EE-Strombereitstellung sogar zusätz
liche Leistung bereitgestellt werden muss, können KWK-Anlagen einen großen 
Teil dieser Leistung effizient und flexibel bereitstellen. Mittelfristig werden dies 
erdgasgefeuerte Anlagen sein, längerfristig wird ein Übergang zu gasförmigen 
Energieträgern auf EE-Basis stattfinden. Ihr weiterer Ausbau und langfristige 
Stabilisierung ist daher Bestandteil der hier erläuterten Klimaschutzszenarien.

Auch wärmeseitig ist der weitere Ausbau der KWK sinnvoll und zweckmäßig. 
Beim Ersatz fossiler Einzelheizungen, die heute mit rund 80% der Gebäudever-
sorgungen dominieren, ist auch die Ausweitung von Wärmenetzen notwendig. 
Diese bieten flexible Möglichkeiten, sowohl KWK-Wärme als auch EE-Wärme 
(Solarthermie, Umweltwärme, Geothermie, Biomasse, EE-Stromüberschüsse) 
aufzunehmen. KWK-Wärme kann daher einen wesentlichen Beitrag zur 
Ablösung fossiler Einzelheizungen leisten. 

Abb. 9	 Entwicklung der KWK-Stromerzeugung in den drei Szenarien (links; unterdrückter Nullpunkt) und Struktur 
der Erzeugung im Szenario KLIMA-17 MEFF (rechts).
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Die KWK-Stromerzeugung wächst in den Klimaschutzszenarien KLIMA-17 
MEFF und HEFF bis 2035 auf ein Maximum von 120 TWh/a (HEFF) bis 128 
TWh/a (MEFF) und sinkt danach wieder leicht ab. Kompatibel mit dem THG-
Reduktionspfad der Szenarien läuft Kohle-KWK nach 2040 aus, während Erd-
gas-KWK von derzeit rund 49 TWh/a Stromproduktion bis 2030 noch auf 58 
TWh/a (MEFF, Abb. 9, rechts) steigt. Bis 2050 wird dann Erdgas durch EE-Was-
serstoff ersetzt (47 TWh/a in 2050). Eine wachsende Bedeutung gewinnt auch 
die Biomasse-KWK. Dazu werden, neben der Ausnutzung von Restpotenzi-
alen, Biomasse-Heizwerke, ein Teil der Einzelheizungen und auch derzeit noch 
reine Biomasse-Kondensationsanlagen in KWK-Anlagen überführt, um die 
begrenzten Biomassepotenziale möglichst effizient zur Strom- und Wärmeer-
zeugung zu nutzen. Ihre KWK-Stromerzeugung steigt daher von derzeit rund 
23 TWh/a auf rund 70 TWh/a in 2060 (MEFF). Im Szenario TREND-17 verbleibt 
dagegen die KWK etwa auf dem heutigen Niveau mit einem leichten Anstieg 
bei Erdgas, während die KWK-Leistung von Biomasseanlagen, insbesondere 
von Biogasanlagen auf Grund der Vorgaben des EEG-Korridors rückläufig ist.

Wird der im EEG vorgegebene Ausbaukorridor des EE-Stroms eingehalten 
(TREND-17), so wird zwar mittelfristig der Stromsektor durch EE dominiert 
(EE-Anteil in 2040 = 60%, in 2050 = 70%), eine vollständige Dekarbonisierung 
aber nicht erreicht. Erst recht wird aber das vorrangige Ziel einer sehr weit-
gehenden THG-Minderung (-95%) durch den Ersatz fossiler Energieträger 
im Wärme- und Verkehrssektor durch EE-Strom deutlich verfehlt. Dazu sind 
bereits in den nächsten Jahren deutlich höhere EE-Strombeiträge erforderlich, 
als sie derzeit im Ausbaukorridor vorgesehen sind. Die Unterschiede werden 
im Vergleich der Angaben in Abb. 8 deutlich. Das Szenario TREND-17 (Tab. 5, 
oben) repräsentiert bis 2035 den derzeit vorgesehenen Ausbaukorridor, was 
mit obigem Bruttostromverbrauch in 2035 zu einer EE-Leistung von rund 170 
Gigawatt (GW) führt. Erforderlich im Sinne eines wirksamen Klimaschutzes 
sind aber – je nach Intensität von Effizienzsteigerungen - bis dahin rund 290 
bis 320 GW EE-Leistung (Tab. 5, Mitte; unten). Das „Defizit“ an EE-Leistung 
beträgt bereits im Jahr 2020 zwischen 16 und 18 GW, wächst bis 2030 auf 80 
bis 100 GW und bis 2035 sogar auf 120 bis 150 GW. 

Aus den Tabellen ist auch ersichtlich, dass durch sehr erfolgreiche Effizienzbe
mühungen auf erhebliche EE-Leistungen verzichtet werden kann. In KLIMA-17 
HEFF kann die notwendige THG-Minderung in 2050 mit 65 GW weniger EE-
Leistung erbracht werden als in KLIMA-17 MEFF. Dies kommt der Akzeptanz 
des notwendigen weiteren EE-Ausbaus im weiteren Verlauf der Energiewende 
zugute. Allerdings wird auch bereits für das Szenario KLIMA-17 MEFF eine im 
Vergleich zur Vergangenheit deutlich verbesserte Energienutzung angenom-
men. Im Umkehrschluss wird also ersichtlich, dass ohne eine erhebliche 
Beschleunigung der Effizienzsteigerungen in allen Sektoren und Nutzungs-
bereichen (insbesondere auch im Verkehr!) eine erfolgreiche THG-Minderung 
nicht möglich sein wird. Der entsprechend notwendige Zubau von EE-Leistung 
bei nur geringer Effizienzsteigerung (z.B. gemäß Szenario TREND-17) würde 
den zumutbaren Rahmen sprengen.

Vergleicht man die Stromversorgungsstruktur der Klimaschutzszenarien 
mit den aktuellen Szenarien des Netzentwicklungsplans Strom 2030 [Über
tragungsnetzbetreiber 2017], so zeigt lediglich das dortige „Innovations
szenario“ C näherungsweise die notwendige Umstrukturierungsdynamik, die 

https://www.netzentwicklungsplan.de/de/hintergrund-netzentwicklungsplan-strom-2030-version-2017-1-entwurf
https://www.netzentwicklungsplan.de/de/hintergrund-netzentwicklungsplan-strom-2030-version-2017-1-entwurf
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zur Erreichung des Klimaschutzziels eine THG-Minderung von -95% erforder-
lich ist. 

Die konventionelle Kraftwerksstruktur der Klimaschutzszenarien KLIMA-17 
MEFF und HEFF des Jahres 2030 ist der des Szenarios C sehr ähnlich, der 
dortige Zuwachs an EE-Leistung und der resultierende Nettostromverbrauch 
bleibt jedoch deutlich hinter dem für eine wirksame Sektorkopplung erforder-
liche Menge zurück.

3.5	 Die Entwicklung des Wärmesektors
Die Klimaschutzziele des Energiekonzepts erfordern bis 2050 einen völligen 
Umbau der Wärmeversorgung. Die erheblichen Effizienzpotenziale, insbe
sondere bei der Reduzierung des Raumwärmebedarfs, erlauben eine Verrin-
gerung des gesamten Wärmeverbrauchs (Raumheizung, Warmwasser, Prozess
wärme) um rund 50% (KLIMA-17 MEFF), bei großen Effizienzbemühungen bis 
zu 60% (KLIMA-17 HEFF). Solarwärme, Umweltwärme und hydrothermale 

Tab. 5	 Installierte Leistung aller EE-Anlagen in den Szenarien TREND-17 (oben), KLIMA-17 MEFF (Mitte) und 
KLIMA-17 HEFF (unten).

Installierte EE-Leistung; GWel SZEN: KLIMA17-TREND
2010 2012 2014 2016 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060

Wasserkraft 5,4 5,6 5,6 5,6 5,8 6,0 6,2 6,4 6,5 6,5 6,6 6,6 6,6
Wind Onshore 27,0 30,7 37,6 45,4 54,1 59,1 63,4 68,8 71,6 77,0 81,4 84,6 87,3
Wind Offshore (am Netz) 0,1 0,3 1,0 4,2 6,7 10,6 15,2 19,4 21,0 22,9 24,1 24,6 25,5
Fotovoltaik 17,9 33,0 38,3 41,3 48,5 59,0 66,5 69,6 71,9 74,0 79,5 86,0 90,5
feste Biomasse, biog. Abfall 3,0 3,0 3,6 3,6 3,4 3,5 3,6 3,5 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4
gasf., flüssige Biomasse 4,0 5,4 5,7 6,0 5,5 5,1 4,6 4,0 3,4 2,9 2,6 2,4 2,3
Geothermie 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,3 0,3 0,4 0,5 0,6
Gesamt in D 57,5 78,1 91,8 106,0 124,0 143,3 159,6 171,8 178,1 187,1 198,0 208,2 216,2

Saldo Europ. Stromverbund *) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,2 0,4 1,1 2,4 4,1 6,3 9,0 11,8
Gesamt für D 57,5 78,1 91,8 106,0 124,0 143,5 159,9 172,9 180,5 191,2 204,3 217,2 228,0
*) Technologiemix aus Windkraft, Solarenergie (CSP+PV), Wasserkraft

Installierte EE-Leistung; GWel SZEN: KLIMA17-HEFF
2010 2012 2014 2016 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060

Wasserkraft 5,4 5,6 5,6 5,6 5,8 6,0 6,2 6,3 6,5 6,5 6,6 6,6 6,6
Wind Onshore 27,0 30,7 37,6 45,4 60,2 75,6 89,9 104,8 111,8 114,6 115,4 115,5 115,5
Wind Offshore (am Netz) 0,1 0,3 1,0 4,2 7,7 14,7 22,4 30,5 38,1 43,5 47,9 52,0 56,7
Fotovoltaik 17,9 33,0 38,3 41,3 55,1 81,7 107,7 130,8 150,1 164,7 168,0 175,5 182,0
feste Biomasse, biog. Abfall 3,0 3,0 3,6 3,6 4,4 4,8 5,3 5,8 6,1 6,4 6,6 6,8 7,0
gasf., flüssige Biomasse 4,0 5,4 5,7 6,0 6,2 6,2 6,2 6,2 6,2 6,2 6,2 6,2 6,2
Geothermie 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,4 0,8 1,3 1,9 2,5 3,0 3,0 3,0
Gesamt in D 57,5 78,1 91,8 106,0 139,3 189,4 238,6 285,8 320,7 344,5 353,7 365,6 377,0

Saldo Europ. Stromverbund *) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 1,3 2,6 5,9 9,9 13,5 16,0 17,8 19,5
Gesamt für D 57,5 78,1 91,8 106,0 139,3 190,7 241,2 291,6 330,6 358,0 369,7 383,4 396,5
*) Technologiemix aus Windkraft, Solarenergie (CSP+PV), Wasserkraft

Installierte EE-Leistung; GWel SZEN: KLIMA17-MEFF
2010 2012 2014 2016 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060

Wasserkraft 5,4 5,6 5,6 5,6 5,8 6,0 6,2 6,3 6,5 6,5 6,6 6,6 6,6
Wind Onshore 27,0 30,7 37,6 45,4 60,2 78,6 95,9 113,3 122,8 125,7 126,0 125,0 124,5
Wind Offshore (am Netz) 0,1 0,3 1,0 4,2 7,7 15,7 25,4 36,5 47,9 58,6 66,8 68,8 69,1
Fotovoltaik 17,9 33,0 38,3 41,3 55,6 85,2 116,2 142,3 165,1 185,3 193,0 198,0 202,0
feste Biomasse, biog. Abfall 3,0 3,0 3,5 3,5 4,4 4,8 5,3 5,8 6,1 6,4 6,7 6,8 7,0
gasf., flüssige Biomasse 4,0 5,4 5,7 6,0 6,2 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3
Geothermie 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,4 0,8 1,3 1,9 2,5 3,0 3,0 3,0
Gesamt in D 57,5 78,1 91,7 106,0 139,9 197,0 256,2 311,9 356,6 391,4 408,4 414,5 418,6

Saldo Europ. Stromverbund *) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 1,6 3,3 8,8 15,8 22,4 27,1 27,3 27,3
Gesamt für D 57,5 78,1 91,7 106,0 139,9 198,6 259,4 320,6 372,4 413,7 435,5 441,8 445,9
*) Technologiemix aus Windkraft, Solarenergie (CSP+PV), Wasserkraft

Wärmewende erfordert 

völligen Umbau.
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Geothermie steigern ihren bisher geringen Anteil (13,5%) bereits bis 2030 auf 
30%. Alle EE zusammen decken den verbleibenden Wärmebedarf im Jahr 2060 
zu rund 95% (Tab. 6). In KLIMA-17 MEFF werden dafür mit 1935 Petajoule (PJ)/a 
EE-Wärme (536 TWh/a; Abb. 10, links) die 3,3-fache Energiemenge benötigt, 
als dies heute (576 PJ/a) der Fall ist. Große Effizienzerfolge (KLIMA-17 HEFF) 
können den Bedarf an EE-Wärme erheblich reduzieren. Mit 1456 PJ/a (405 
TWh/a; Abb. 10, rechts) sind dies in 475 PJ/a weniger, als in KLIMA-17 MEFF. 
Das sind immerhin knapp 80% der heute erzeugten EE-Wärme. 

Zusätzlich erschließt sich EE-Strom neue Nutzungsbereiche im Wärmesektor 
(vgl. „EE-Stromerzeugung“), so dass der Stromeinsatz für Wärmezwecke trotz 
deutlicher Effizienzsteigerungen im „konventionellen“ Bereich zunimmt und in 
den KLIMA-17 Szenarien in 2060 zwischen 21 und 25% des gesamten Wärme-
bedarfs deckt (derzeit 10%).

Der Umbau ist verknüpft mit einer deutlichen Reduktion von Einzelheizungen. 
Zwar nehmen Wärmepumpen erheblich zu, trotzdem geht der Anteil von 
Einzelheizungen (derzeit rund 80%) deutlich zurück, da alle Einzelversorgun-
gen mit Heizöl und Gas in den Szenarien KLIMA-17 MEFF und HEFF verschwin-
den. EE-Wärme (Biomasse, Solarthermie, Geothermie, längerfristig auch EE-
Wasserstoff via KWK und HT-Wärme) wird derzeit bereits zu knapp 40% über 
Leitungsnetze bereitgestellt. In den Szenarien wächst dieser Anteil auf rund 
50% und in der Gesamtbilanz steigt sie (einschließlich industrieller Prozess-
wärme) von derzeit 13% auf 40% in 2050 und 44% in 2060. Betrachtet man nur 
die Raumwärme, werden die Strukturveränderungen noch deutlicher. Derzeit 
werden knapp 22% der Raumwärme als Fern- oder Nahwärme über Netze 
verteilt. In KLIMA-17 MEFF (HEFF) steigt dieser Anteil bis zur Jahrhundertmitte 
auf 54% (60%). 

2016 2020 2025 2030 2040 2050 2060
TREND-17
Energieverbrauch für Wärme (PJ/a) 4950 4653 4468 4295 4043 3949 3860
davon Stromwärme (PJ/a) 490 483 496 524 532 540 561
Verringerung gegenüber 2008 (%) - 6,1 -11 -15 -18 -22 -25 -27
EE-Wärmemenge (PJ/a)1) 605 617 625 617 621 626 662
Anteil Erneuerbare Energien (%)2) 13,5 14,8 15,7 16,4 17,7 18,4 20,1
 KLIMA-17 MEFF
Energieverbrauch für Wärme (PJ/a) 4950 4463 4075 3756 3175 2805 2575
davon Stromwärme (PJ/a) 490 490 485 495 503 511 541
Verringerung gegenüber 2008 (%) - 6,1 -15 -23 -29 -40 -47 -51
EE-Wärmemenge (PJ/a)1) 605 650 791 955 1381 1797 1935
Anteil Erneuerbare Energien (%)2) 13,5 16,4 22,0 29,3 51,7 78,3 95,1
 KLIMA-17 HEFF
Energieverbrauch für Wärme (PJ/a) 4950 4328 3832 3492 2763 2238 2060
davon Stromwärme (PJ/a) 490 479 458 450 462 486 518
Verringerung gegenüber 2008 (%) - 6,1 -18 -27 -34 -48 -58 -61
EE-Wärmemenge (PJ/a)1) 605 645 766 918 1227 1387 1456
Anteil Erneuerbare Energien (%)2) 13,5 16,8 22,7 30,2 53,3 79,2 94,4

Tab. 6	 Energieverbrauch für Wärmezwecke und zukünftige Beiträge der EE.  
1) Biomasse, Kollektoren, Umweltwärme; ohne EE-Strom für Wärmezwecke 
2) Anteil an Wärme abzgl. Stromwärme.

3,6 Petajoule (PJ) = 1 Terawatt

stunde (TWh) = 1 Mrd. Kilo-

wattstunden (kWh).
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Die Trendentwicklung TREND-17 liefert für die dazu erforderlichen erhebli-
chen Strukturveränderungen (u.a. verpflichtende Wärmekonzepte in allen 
Kommunen, weiterer Ausbau der KWK auf Gas- und Biomassebasis; Planung 
von Wärmenetzen in geeigneten Siedlungsquartieren) keine nennenswerten 
Impulse (Tab. 6). Das ohnehin zu geringe Wachstum des EE-Wärmemarkts im 
Bereich der Kollektoren und der Umweltwärme/Geothermie wird durch den 
Zielkorridor für Biomasse im derzeitigen EEG zusätzlich gebremst. Dadurch 
wird insbesondere der Wärmebeitrag aus KWK-Anlagen, der sich in den 
letzten Jahren dank wachsender Stromerzeugung aus Biomasse deutlich 
erhöht hat, nach 2020 wieder sinken. Insgesamt verringert sich der Beitrag 
der Biomassewärme von derzeit 150 TWh/a auf 125 TWh/a in 2030 und auf 
113 TWh/a im Jahr 2050. Das unter Trendbedingungen für möglich gehaltene 
Wachstum von Kollektoren, Umweltwärme und Geothermie kann diesen 
Rückgang bestenfalls kompensieren, ein weiteres Wachstum der gesamten 
EE-Wärme findet daher kaum statt. Von derzeit 160 TWh/a steigt sie bis 2030 
noch auf 170 TWh/a, um dann bis zur Jahrhundertmitte etwa konstant zu 
bleiben. Eine Energiewende im Wärmebereich findet also ohne zusätzliche 
Impulse und energiepolitische Rahmensetzungen nicht statt. Der Anteil der 
fossilen Energiebereitstellung für Wärmezwecke (ohne Stromanteil) wäre im 
Szenario TREND-17 nur von derzeit 87% (= 3850 PJ/a) auf 80% (= 2650 PJ/a) 
im Jahr 2050 gesunken, der CO2-Ausstoß des Wärmesektors beliefe sich noch 
auf 185 Mio. t CO2/a (derzeit 300 Mio. t CO2/a).

3.6	 Die Entwicklung im Verkehrssektor
Im Verkehrssektor ist noch nichts von der Energiewende bemerkbar. Seit 
2009 ist sein Energieverbrauch wieder stetig gestiegen, der Verbrauch des 
Jahres 2016 liegt mit ca. 2663 PJ/a um 3,6% über dem für das Energiekonzept 
gewählten Bezugswert (2008) für die angestrebte Reduktion des Verbrauchs 
um -10% bis 2020. Mit 172 Mio. t CO2/a stammen rund 22% der nationalen 
CO2-Emissionen aus dem Verkehr, eine Reduktion ist bisher so gut wie nicht 
erfolgt. Auch der EE-Anteil am gesamten Endenergieverbrauch des Verkehrs 
ist mit knapp 5 % noch gering.

Aus heutiger Sicht ist das Effizienzziel im Verkehr für das Jahr 2020 (-10% 
Minderung ggü. 2008) nicht mehr erreichbar. Für das TREND-17 wird bis 2020 
von einem noch leicht steigenden Endenergieverbrauch ausgegangen (Tab. 7), 

Abb. 10	 Entwicklung der EE-Wärmeerzeugung (ohne Stromanteil) in den Szenarien KLIMA-17 MEFF (links) und 
KLIMA-17 HEFF (rechts) zur Erreichung der Ziele des Energiekonzepts (in TWh/a; 1 TWh/a = 3,6 PJ/a).
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da derzeit keine Maßnahmen erkennbar sind, die die gegenwärtigen Wachs
tumstendenzen (Wachstum Güterverkehr, weitere Zunahme SUV) stoppen 
könnten. Unter Trendbedingungen wird sich bei dem erwarteten Verkehrs
aufkommen auch längerfristig bestenfalls eine geringe Verbrauchabsenkung 
einstellen, da technische Fortschritte – wie bereits bisher – weitgehend durch 
aufwändigere, technisch anspruchsvollere und damit schwerere Fahrzeug-
konzepte kompensiert werden (Rebound-Effekt; Abb. 11, links) und Elektro
fahrzeuge nur langsam zunehmen.

Effizienzpotenziale im Verkehr sind jedoch prinzipiell groß, wenn die technisch 
möglichen Effizienzgewinne verknüpft werden mit einem „Downsizing“ der 
PKW-Flotte (unterstützt durch eine allgemeine Geschwindigkeitsbegrenzung 
und weitere Anreize für kleinere PKW) und einer weiteren Steigerung des 
öffentlichen Nahverkehrs bei gleichzeitiger Einschränkungen für den motorisi-
erten Individualverkehr in Ballungsräumen (u.a. „City Maut“, Anpassung Steuer 
für Dieselkraftstoff u.a.). Im Güterverkehr ist insbesondere eine deutliche Ver-
lagerung auf die Schiene von großer Bedeutung und längst überfällig.  Diese 
und weitere Strukturveränderungen werden in den Szenarien KLIMA-17 MEFF 
und KLIMA-17 HEFF vorgenommen. Sie führen bis 2050 zu einer knappen Hal-
bierung des Endenergieverbrauchs im Verkehr (MEFF) bzw. zu einer 55%igen 
Verringerung (HEFF) (Tab. 7; MEFF auch Abb. 11). Trotz aller Bemühungen 
dürfte aber kurzfristig (bis 2020) nur ein leichter Rückgang um maximal 2,5 %  
ggü. 2008 erreichbar sein.

Bisher keine Verkehrswende in 

Sicht.

  Werte in PJ/a 2008 2016 2020 2025 2030 2040 2050 2060
TREND-17 
Endenergieverbrauch, 2571 2663 2695 2644 2606 2488 2305 2187
Veränderung gegenüber 2008 (%) + 3,6 +4,8 +2,8 +1,3 -3,2 -10,3 -15,0
Stromeinsatz im Verkehr 48 45 47 57 71 89 117 146
Biokraftstoffe 128 108 110 140 170 200 220 220
EE-Wasserstoff 0 0 0 0 0 18 58 139
Anteil Erneuerbare Energien (%)1) 5,1 4,7 4,8 6,5 8,4 11,6 16,5 22,5
KLIMA-17 MEFF
Endenergieverbrauch 2571 2663 2562 2431 2239 1883 1499 1380
Veränderung gegenüber 2008 (%) + 3,6 -0,4 -5,4 -12,9 -26,8 -42,0 -46,3
Stromeinsatz im Verkehr 48 45 52 82 151 244 381 375
Biokraftstoffe 128 108 120 160 200 240 260 260
EE-Wasserstoff 0 0 7 69 184 459 593 593
Anteil Erneuerbare Energien (%)1) 5,1 4,7 6,0 12,0 23,3 49,8 82,3 88,9
KLIMA-17 HEFF
Endenergieverbrauch 2571 2663 2509 2340 2093 1671 1293 1152
Veränderung gegenüber 2008 (%) + 3,6 -2,4 -9,0 -18,6 -35,0 -49,7 -55,2
Stromeinsatz im Verkehr 48 45 52 80 133 233 365 381
Biokraftstoffe 128 108 120 160 200 240 260 260
EE-Wasserstoff 0 0 7 50 136 333 386 440
Anteil Erneuerbare Energien (%)1) 5,1 4,7 6,0 11,6 21,8 47,9 78,2 93,9

Tab. 7	 Energieverbrauch im Verkehr und zukünftige Beiträge von Strom und von EE;  
1) einschließlich EE-Strom.
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Bei einer sehr aktiven Klimaschutzstrategie im Verkehr – für die derzeit aller
dings keine Anzeichen erkennbar sind - kann eine 10%ige Reduktion des 
Energieverbrauchs frühestens um das Jahr 2025 erreicht werden. Eine erheb
liche Effizienzsteigerung und eine „optimierte Mobilitätsbasis“ sind aber 
Voraussetzung für eine ausreichend starke Wirkung neuer Antriebe (Elektro
mobilität) und neuer EE-Kraftstoffe. Erst in diesem Zusammenwirken kann 
dann - zusammen mit einem begrenzten Beitrag von Biokraftstoffen (in den 
Szenarien vorwiegend für den Flugverkehr) - bis 2050 ein EE-Anteil von rund 
80% und bis 2060 von rund 90% erreicht werden.

Abb. 11	 Entwicklung des Endenergieverbrauchs nach Energieträgern im Verkehr im Szenario TREND-17 (links) und 
notwendige Entwicklung (Szenario KLIMA-17 MEFF; rechts) zur Erreichung der Ziele des Energiekonzepts.

Zwischenfazit

Die hier vorgestellten Klimaschutzszenarien Klima-17 MEFF oder HEFF sind 
in ihrer Umsetzungsintensität und ihrem zeitlichen Ablauf sehr anspruchs
voll. Die dazu erforderliche Beschleunigung des Transformationsprozesses in 
allen Energiesektoren wird nur durch ein sehr effizientes und in Bezug auf 
die notwendige „Dekarbonisierung“ sehr zielgenaues Instrument erreicht 
werden können. Die Klimaschutzszenarien können daher zur Illustration einer 
möglichen Entwicklung der CO2 Abgabe dienen. Tab. 8 zeigt dazu die Entwick-
lung der gesamten CO2-Emissionen der fossilen Energieträger im MEFF-Sze-
nario. Ausgehend vom aktuellen Wert 2016 mit Emissionen in Höhe von 796 
Mio. t CO2/a wird in 2050 mit 46 Mio. t CO2/a   gegenüber dem Wert von 1990 
eine Reduktion um 95,6% erreicht.
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4	 Konzept des CO2 Abgabe e.V.4

4.1	 Auflösung des CO2-Preis Paradoxon
Ökologische, ökonomische und soziologische Analysen legen nahe, dass in 
der Internalisierung ausgelagerter (externer) Kosten (Schäden) auch für die 
Erreichung der national wie international vereinbarten Klimaschutzziele ein 
wichtiger Lösungsansatz liegt [z.B. Lessenich 2016]. Zahlreiche Sachkundige 
halten eine ausreichende und funktionierende weltweite Bepreisung von Treib-
hausgasen für das zentrale Instrument, um die Klimaerwärmung zu begrenzen 
(vgl. Kap.2).

Im Widerspruch dazu stehen die internationalen Verhandlungen. Die Vorberei
tungen zum G20-Gipfel in Hamburg im Juli sind nur ein markantes Beispiel 
dafür, dass konkrete internationale Schritte in Richtung einer weltweiten 
Bepreisung von Treibhausgasen derzeit nicht zu erwarten sind. 

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Germanwatch sowie das 
Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) 
fordern die G20 Staaten zurecht gemeinsam dazu auf, beim G20-Gipfel in 
Hamburg Anfang Juli den Grundstein für eine internationale CO2-Bepreisung 
zu legen. Die G20-Staaten stehen für rund 66 % der Weltbevölkerung und 
mehr als 80 % der globalen Wirtschaftskraft und CO2-Emissionen.

Ein stetig steigendes internationales “CO2-Preissignal” eröffnet insbesondere 
“den ärmsten und verletzlichsten Menschen und Ländern nachhaltige Zukunfts
chancen”, so Christoph Bals, politischer Geschäftsführer von Germanwatch.

Gleichzeitig - so der think tank “Agora Energiewende” - “ist die internation-
ale Politik von dieser volkswirtschaftlich effizientesten Form des Klimaschutzes 
weit entfernt, obwohl weltweit Einigkeit über das 2-Grad-Ziel besteht und es 
seit der Klimakonferenz in Paris 2016 einen Konsens darüber gibt, dass diese 
zwei Grad nicht einmal ausreichen. Da der Klimawandel sich verschärft und 
als Naturphänomen nicht auf die politische Einigung auf globale CO₂-Preise 
warten kann, muss jedoch heute schon gehandelt werden.” [Agora 2017b, S. 29]

Der Weg zu einer weltweiten Bepreisung von Treibhausgasen führt nach 
Ansicht des CO2 Abgabe e.V. daher über kontinuerlich steigende nationale 
CO2-Preise auf Treibhausgase (CO2 Abgaben). Sie haben gegenüber inter
nationalen Festlegungen den großen Vorteil, an die Rahmenbedingungen des 
jeweiligen Landes angepasst werden zu können und lassen sich, wie zahlreiche 
Beispiele bereits zeigen (z.B. Schweden, Schweiz, Großbritannien), national 
auch einfacher politisch umsetzen. Sie stehen internationalen Vereinbarungen 
nicht im Wege, sondern können sie sogar stimulieren.

Damit CO2-Preise positive Verteilungseffekte haben und gerecht sind, werden 
derzeit drei Möglicheiten einer Verwendung der Einnahmen aus einer Beprei-
sung von Treibhausgasen (Klima- oder CO2-Abgabe oder CO2-Steuer) dis
kutiert:

Internalisierung externer 

Kosten.

https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2016/Industriepolitik_Energiewende/Agora_Dialog-Energiewende-Industriepolitik_WEB.pdf
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Erhöhung des Steueraufkommens: z.B. um Investitionen in Bildung, 
Infrastrukturen oder Entlastungen der Sozialversicherungssyteme zu finan-
zieren. Nachteil: Die Investitionen oder Entlastungen können nicht von allen in 
gleichem Umfang genutzt werden und kommen somit auch nicht allen zugute.

Rückzahlung an alle: z.B. als Pauschalbeträge (Klimadividende) an jeden 
Bürger in gleicher Höhe. Wer wenig CO2 verbraucht, bekommt mehr zurück, 
als er bezahlt hat. Wer viel verbraucht, zahlt drauf. Diese Lösung ist leicht zu 
vermitteln, vergibt aber die Chance einer Neuausrichtung von bestehenden 
Steuern und Umlagen am Klimaschutz.

CO2 oder Klimabgabe statt Umlagen, Steuern und Ausnahmen: Von 
einer solchen aufkommensneutralen Neuausrichtung profitieren besonders 
Menschen mit geringem Einkommen durch geringere Belastung und 
Unternehmen, die Arbeitsplätze schaffen. Damit kommt sie dem Klima zugute 
und führt gleichzeitig zu mehr sozialer Gerechtigkeit.

In Deutschland sind die klimapolitischen Rahmenbedingungen gekennzeich-
net durch eine kaum noch zu durchschauende Anzahl von Steuern, Umlagen 
und Ausnahmen, die zu unzureichenden Preissignalen für klimaschützende 
Investitionen führen. Es ist daher nicht nur naheliegend, sondern überfällig, die 
komplexe Steuer- und Umlagenstruktur auf Energie in Deutschland am Klima
schutz neu auszurichten, und zwar nach der Umwelt- und Klimaschädlichkeit 
der eingesetzten Energieträger. 

Um politisch nationale CO2 Preise durchsetzen zu können, sind Höhe und 
Dynamik nationaler CO2 Preise nicht nur an den Klimaschutzzielen zu orien-
tieren, sondern müssen auch für Unternehmen und Verbraucher nachvollzieh
bar, planbar und sozialverträglich gestaltet sein. Strukturbrüche über den 
Energiemarkt müssen verhindert und soziale Härten berücksichtigt werden.

Der hier vom CO2  Abgabe e.V. vorgelegte Diskussionsvorschlag hat zum Ziel, 
die zuvor genannten Kriterien zu erfüllen.
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Abb. 12	 Szenarien energiebedingter Treibhausgasemissionen nach Nitsch 2017, vgl. Kap. 3.
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4.2	 Klimagerechte Energiepreise durch eine 
kontinuierlich steigende nationale CO2 Abgabe

Die derzeitige Energiewendepolitik besitzt noch keine kohärente Strategie, mit 
der die großen Herausforderungen eines Komplettumbaus aller Sektoren der 
Energieversorgung in der notwendigen Zeit bis 2050 wirksam bewältigt werden 
könnte. Nur im Stromsektor hatte sich dank des EEG eine angemessene Zubau-
dynamik entwickelt. Dieses Gesetz hat seinerzeit das permanente Versagen 
des herkömmlichen Energiemarktes, welcher durch eine völlig unzureichende 
Berücksichtigung der Schadenskosten des Klimawandels gekennzeichnet ist 
und damit ständig mit falschen Preissignalen operiert, für EE-Stromerzeu-
gungstechnologien außer Kraft gesetzt. Damit konnten diese sich technolo-
gisch rasch entwickeln und das heutige sehr günstige Kostenniveau erreichen. 
Diese in Deutschland initiierte „Vorleistung“ wirkt sich inzwischen sehr positiv 
auf die gesamte globale Entwicklung der Erneuerbare Energien (EE) aus.

Für alle anderen Energiebereiche existiert nach wie vor der „alte“ Energie-
markt, bei dem die „externalisierten“ Umweltkosten (Klimakosten, Kosten 
durch Luftschadstoffe u.a.) nicht bzw. nur in sehr geringfügigem Ausmaß von 
den Verursachern getragen werden müssen, sondern auf die Allgemeinheit 
bzw. auf zukünftige Generationen (Klimakosten) abgewälzt werden. Auch der 
europäische Emissionshandel hat, nach kurzen Anfangserfolgen, keine grund-
sätzliche Veränderung bewirkt, da er Klimakosten nur in minimalem Umfang 
internalisiert. Derzeit ist er daher praktisch wirkungslos. Zudem haben sich 
die Randbedingungen für einen wirksamen Klimaschutz zusätzlich wegen 
dauerhaft niedriger fossiler Energiepreise noch weiter verschlechtert. 

Eine rein marktwirtschaftliche Durchsetzung des Klimaschutzes und damit 
eine effektive und volkswirtschaftlich vorteilhafte Weiterführung der Energie
wende, die möglichst vielen Akteuren angemessene wirtschaftliche Anreize 
bietet, ist unter diesen Rahmenbedingungen nicht möglich. Deshalb führt auch 
der Umstieg im EEG auf Ausschreibungen nicht zu faireren Markbedingungen 
für die EE, sondern konfrontiert sie weiterhin mit „falschen“ Energiepreisen, 
die keine Impulse für mehr Klimaschutz signalisieren. Aus demselben Grund 
kommt auch der erforderliche konsequente Umbau der gesamten Stromver-
sorgung (u.a. konsequenter Rückbau von Kohlekraftwerken und Ausstieg bis 
ca. 2040) nicht voran. Strom aus abgeschriebenen Kohlekraftwerken „verstopft“ 
weiterhin den Strommarkt und führt zu hohen Exportüberschüssen. 

Auch in den anderen Energiesektoren kommt der Transformationsprozess 
kaum in Gang. Seit Verkündung der deutschen Klimaschutzziele ist erkennbar, 
dass die derzeitigen Energiepreise keine Anreize für die angestrebte deutliche 
Steigerung der Effizienz, für einen durchgreifenden Umbau der Wärmever-
sorgung, für einen weiteren Ausbau der KWK und erst recht nicht für einen 
durchgreifenden Wandel im Verkehrssektor liefern. Substanzielle Erfolge in 
diesen Bereichen sind aber notwendig, wenn das aus der Sicht eines wirksamen 
globalen Klimaschutzes für Deutschland erforderliche Klimaschutzziel von 
-95% bis 2050 erreicht werden soll. 

Die derzeitigen energiepolitischen Aktivitäten (Aktionsprogramm „Klima
schutz“; NAPE; Anpassung des Strommarkts, modifiziertes KWK-G und EEG 
2017; Klimaschutzplan 2050) zeigen, dass die Politik das Problem zwar erkannt 
hat, aber (noch) nicht bereit ist, das Anreizsystem im Energiesektor grundsätz

Klimagerechte Energiepreise 

sind gefragt.
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lich und konsequent auf mehr Klimaschutz und auf die Verdrängung aller 
fossiler Energieträger („Dekarbonisierung“) auszurichten. Stattdessen wird das 
derzeitige Anreizinstrumentarium – welches trotz der herrschenden Markt-
bedingungen die Erreichung der Ziele des Energiekonzepts sicherstellen soll 
– immer komplexer, undurchschaubarer und teilweise widersprüchlich und 
verfügt vor allem über keine eindeutige Lenkungswirkung hinsichtlich der 
Reduzierung fossiler Energieträger. Seine Ineffektivität wächst und es schreckt 
vor allem kleinere Akteure zunehmend ab, sich mit den vielfältigen Förder-
mechanismen und -programmen, Ausnahmeregelungen, Anzeigepflichten 
und stetigen Neuerungen auseinanderzusetzen.  

Die jetzigen Aktionsprogramme und Novellierungsvorschläge werden daher 
nicht ausreichend wirksame Impulse entwickeln bzw. wirken generell zu 
schwach, um das Kurzfristziel (-40% THG-Minderung bis 2020) zu erreichen. 
Dieser „Verzug“ kann bis 2030 nur aufgeholt werden, wenn in den nächsten 
Jahren deutlich wirksamere Maßnahmen ergriffen und insbesondere effektive 
ökonomische Instrumente für die Durchsetzung von Klimaschutzmaßnah-
men im Energiemarkt geschaffen werden. Die Energiewende braucht einen 
„anderen“ Markt, der die verborgenen (externen) Kosten der fossil/nuklearen 
Energieversorgung in wirksame Preissignale umsetzt [Nitsch 2013; ZEIT 2016]. 

2015 2016

Mrd. €/Jahr Mrd. €/Jahr

Energiesteuer Heizöl 1,3 1,2

Energiesteuer Heizgas 2,5 2,4

Stromsteuer 6,5 6,5

EEG-Differenzkosten 22,8 24,3

KWK-G-Umlage 0,57 1,11

Gesamt 33,7 35,5

Tab. 9	 Aufkommen EEG-Differenzkosten [BMWI 2016c], KWK-G-Umlage [Netztransparenz], Energiesteuern 
Heizöl und Erdgas (Wärme) sowie der Stromsteuer in 2015 und 2016 [BMF 2017]; 1 geschätzt.

Bisheriges Anreizinstrumen-

tarium ohne ausreichende 

Lenkungswirkung.

Fortsetzung Tabelle

CO2-Emissionen (Mio.t/a)
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Braunkohle 186 181 172 163 153 144 132 121 109 97 85 76 67 58 50 41
Steinkohle 188 179 169 159 150 140 135 130 125 120 115 108 100 92 85 77
Mineralöl 266 272 263 255 246 237 231 224 218 211 204 196 188 179 171 162
Erdgas 152 164 163 161 160 159 156 153 151 148 145 142 139 136 133 130

Gesamt 792 796 767 738 709 680 654 628 602 576 550 522 494 466 438 410
Reduktion ggü. 1990 (%) 24,5 24,2 26,9 29,7 32,5 35,2 37,7 40,2 42,7 45,1 47,6 50,3 53,0 55,6 58,3 61,0

2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 2038 2039 2040 2041 2042 2043 2044 2045 2046 2047 2048 2049 2050
37 33 29 24 20 16 12 8 4 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
72 67 62 57 52 47 42 37 32 27 25 22 19 17 14 11 9 6 4 1

155 147 139 132 124 117 109 101 94 86 80 73 66 60 53 47 40 33 27 20
124 119 114 109 103 98 93 87 82 77 72 66 61 56 51 46 41 35 30 25

388 366 344 322 300 278 256 234 212 190 176 161 147 133 118 104 90 75 61 46
63,1 65,2 67,3 69,4 71,4 73,5 75,6 77,7 79,8 81,9 83,3 84,6 86,0 87,4 88,7 90,1 91,5 92,8 94,2 95,6

Tab. 8	 CO2-Emissionen nach Energieträgern im Szenario KLIMA-17 MEFF zwischen 2015 und 2050 und 
jeweilige Reduktion ggü. 1990 (CO2-Emissionen = 1050 Mio. tCO2/a)

https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Downloads/eeg-in-zahlen-xls.html
https://www.netztransparenz.de/portals/1/Content/Kraft-W%c3%a4rme-Kopplungsgesetz/Jahresabrechnungen/KWKG_JA2015_WP_HoBA-Matrix-_und_Zahlungen_Anlage_1-3_Veroeffentlichung.pdf
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerschaetzungen_und_Steuereinnahmen/1-kassenmaessige-steuereinnahmen-nach-steuerarten-und-gebietskoerperschaften.html
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Von zentraler Bedeutung dafür sind deutlich höhere CO2-Preise. Da bisher alle 
Versuche, den europäischen Emissionshandel angemessen zu reformieren, 
gescheitert sind und dieser ohnehin nur einen Teilbereich des Energiemarktes 
umfasst, wird es dazu erforderlich sein, die notwendigen CO2-Preise z.B. mittels 
nationaler CO2 Abgaben in den (fossilen) Energiekosten sichtbar werden zu 
lassen. Dadurch würden die durch einen ungebremsten Klimawandel ein
tretenden Schäden (bzw. Kosten) in wirksame Steuerungssignale umgewan-
delt, die alle Akteure zu klimaschonenden Handeln und zu entsprechenden 
Investitionen veranlassen würde. Energieeinsparung sowie Effizienzsteigerun-
gen wären dann „automatisch“ sehr viel wirtschaftlicher und die EE-Technol-
ogien könnten sich ohne immer komplizierter werdendes Förderinstrumen-
tarium im marktwirtschaftlichen Wettbewerb weiter etablieren. 

Es ist höchste Zeit, dass die Politik die eindeutigen Empfehlungen einer wach-
senden Zahl von Expertengruppen (vgl. Tab. 1) aufgreift und mittels einer 
CO2 Abgabe bzw. der Festlegung von CO2-Mindestpreisen in angemessener 
Höhe, ein wirksames Klimapolitikinstrument schafft. Die Einführung nationaler 
an die jeweiligen Anforderungen angemessenen CO2-Preise erleichtert auch 
die notwendige stärkere Sektorkopplung. Die derzeitigen Anreize zur Ver-
ringerung fossiler Brennstoffe und Kraftstoffe sind einerseits kaum wirksam, 
andererseits ist die vergleichsweise hohe Belastung von Strom durch Umlagen 
und Steuern ein Hemmnis für die längerfristig erforderliche verstärkte Nutzung 
von EE-Strom im Wärmesektor und im Verkehr [AGORA 2017b; Stellungnahme 
Monitoring 2016].

4.3	 Ziele der CO2 Abgabe  
Ziel der CO2 Abgabe ist eine verursachergerechtere und effektivere Anreiz
wirkung zur Vermeidung von Klimaschäden infolge der CO2-Emissionen fossiler 
Energieträger. Gleichzeitig sollen mit den Einnahmen bestehende Umlagen 
und Steuern, die sehr unterschiedliche, teilweise unzulängliche ökologische 
Lenkungswirkungen besitzen, zu kleinteilig regeln und zu stark durch Parti
kularinteressen und Ausnahmeregelungen geprägt sind, abgelöst werden. Ein 
wichtiges Kriterium des Vorschlags ist daher eine annähernde Aufkommens
neutralität hinsichtlich der jetzigen einschlägigen Umlagen und Steuern 
(gegenwärtig rund 36 Mrd.€/a), damit diese auf eine andere Finanzierungs
grundlage gestellt werden können. Diese Aufkommensneutralität wird mit 
der erläuterten Größenordnung und zeitlichen Veränderung des CO2-Preises 
in erster Näherung erreicht. In der Praxis wird jedoch in gewissen Abständen 
ein Nachjustieren und Anpassen erforderlich sein, da der zukünftige Verlauf 
insbesondere der EEG-Umlage als derzeit größter Bestandteil unter den 
deutlich veränderten Randbedingungen eines Strommarktes mit nennens
wert hohen CO2-Preisen nur näherungsweise bestimmt werden kann. Der 
CO2-Preis kann jedoch als einzige relevante Steuerungsgröße – im Gegensatz 
zu den zahlreichen Stellgrößen des derzeitigen vielfältigen, unübersichtlichen 
und mit zahlreichen Ausnahmeregelungen behafteten Förderinstrumentari-
ums - in seiner Höhe und dem zeitlichen Verlauf relativ leicht und rasch an 
sich ändernde Rahmenbedingungen angepasst werden. Dies ist auch ein ent
scheidender Vorteil, wenn sich herausstellt, dass die Lenkungswirkung eines 
vorgegeben CO2-Preises, der sich nur am Volumen des derzeitigen Aufkom-
mens an einschlägigen Umlagen und Steuern orientiert, trotz größerer Effek-

Es ist höchste Zeit.

...für eine sozialverträgliche 

Neuausrichtung von Steuern 

und Umlagen am Klimaschutz...

http://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/EU_Jahresauswertung_2016/Agora_State_of_Affairs_EU_2016_WEB.pdf
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/fuenfter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=7
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/fuenfter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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tivität nicht ausreicht, um das ehrgeizige Klimaschutzziel einer vollständigen 
Dekarbonisierung bis zur Jahrhundertmitte zu erreichen. Da es sich bei einem 
CO2-Preis um ein marktkonformes und transparentes Steuerungsinstrument 
handelt, erreicht man durch seine konsequente Einführung ohne Ausnahmen 
eine erhebliche Flexibilität und zusätzliche Schnelligkeit bei dem notwendigen 
permanenten Anpassungsprozess, der für einen vollständigen Umbau unserer 
Energieversorgung unverzichtbar ist. 

4.4	 Höhe der CO2 Abgabe
Der Vorschlag des Vereins für eine nationale CO2 Abgabe sieht vor, dass die 
Dynamik des CO2-Preises so bemessen wird, dass er zum einen sehr rasch ein 
Aufkommen erzielt, welches der Summe aus EEG-Umlage, der Energiesteuern 
für Heizöl und Erdgas (Wärme), der Stromsteuer sowie der KWK-G-Umlage 
entspricht, insgesamt rund 35,5 Mrd. € im Jahr 2016. Die EEG-Umlage stellt 
davon mit rund 24,3 Mrd. €/a den größten Anteil. Da entsprechend der Kli-
maschutzziele die energiebedingten Treibhausgasemissionen (CO2äq) mit der 
Zeit abnehmen (sollten), muss der CO2-Preis kontinuierlich steigen, um über 
einen festzulegenden Zeitraum ein ausreichendes Aufkommen zu erzielen. Nur 
so kann die erwünschte Lenkungswirkung ausreichend lang aufrecht erhalten 
bleiben. Der Vorschlag orientiert sich dabei an an den Schadenskosten des 
Klimawandels [UBA 2013].

Den Einnahme- und Wirkungsszenarien aus der vom CO2 Abgabe e.V. vorge
schlagenen CO2 Abgabe liegt ein Energieszenario [Nitsch 2017] zugrunde, dass 
die nationalen Ziele der Bundesregierung und des Klimaschutzabkommens 
von Paris (-95% weniger Treibhausgase bis 2050, Kap. 3 & Abb. 12) umsetzt.

Die Abb. 14 zeigt die möglichen Entwicklungen des Aufkommens einer 
CO2 Abgabe mit zwei verschiedenen Preisanstiegen gegenüber den bisher-

Abb. 13	 Steuern & Umlagen 2016 (links) im Vergleich zu den möglichen Einnahmen aus einer CO2 Abgabe 
bei anfänglichen CO2-Preisen von 50 (mitte) bzw. 40 €/t (rechts).
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bis 145 €/t CO2äq im Jahr 2050.

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2017/05/20171207-Langfassung-SZEN-17-Nitsch-.pdf
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igen Steuern und Umlagen gemäß dem Klimaszenario (KLIMA-17 MEFF) bei 
einem ansteigenden Strombörsenpreis auf bis zu 8 Cent/kWh im Jahr 2035. 
Dieser Preis kann sich in einer ersten Schätzung dann am Strommarkt ein-
stellen, wenn, wie hier vorgeschlagen, der CO2-Preis bis 2050 kontinuierlich 
auf 145 €/t CO2 ansteigt. Mit einem Einstiegspreis von 40 €/t CO2äq im Jahr 
2018 – was nach [UBA 2013] dem unteren Wert vorliegender Schätzungen der 
kurzfristigen Schadens- und Vermeidungskosten des Klimawandels entspricht 
– wird damit ein Aufkommen von 29,5 Mrd. €/a erzielt.

Bei einem jährlichen Anstieg um 3,1 €/t wird bis 2031 ein Preis von 80 €/t CO2äq 
und damit im Jahr 2031 noch ein Aufkommen von 31,1 Mrd.€/a erreicht. Die 
Schätzungen für mittelfristig sich einstellende Klimaschäden liegen laut [UBA 
2013] zwischen 70 und 215 €/t CO2 bei einem Mittelwert von 145 €/t CO2. 
Orientiert man sich daran, so ist auch ein Anstieg des CO2-Preises bis 2050 
angemessen. Die Lenkungswirkung des CO2-Preises bleibt länger auf hohem 
Niveau. 

4.5	 Eine Abgabe - große Wirkung
Im Stromsektor könnte bei angemessen hohen CO2-Preisen der notwen-
dige rasche, weil marktgetriebene Strukturwandel weg von Kohlekraftwerken 
und hin zu flexiblen Erdgaskraftwerken, weiteren EE-Anlagen, Speichern und 
sonstigen Strukturinvestitionen erfolgen. Die noch verbleibende, deutlich 
geringere und rasch abnehmende EEG-Umlage könnte aus dieser CO2 Abgabe 
finanziert werden, Stromsteuer, Heizöl- und Erdgasteuer und ggf. weitere 
Abgaben könnten wegfallen bzw. in der CO2 Abgabe aufgehen. Der notwen-
dige Strukturwandel im Stromsektor würde dadurch erheblich beschleunigt. 
Er würde in klarem, durch klimagerechte Strompreise betriebenen markt

Abb. 14	 Entwicklung des Aufkommens einer CO2 Abgabe in 2 Varianten  
40 €/t CO2äq im Jahr 2018 ansteigend bis auf 80 €/t CO2 im Jahr 2031 [hellblau]; 
40 €/t CO2äq im Jahr 2018 ansteigen bis auf 145 €/t CO2 im Jahr 2050 [dunkelblau]. 
gegenüber bisherigen Umlagen und Steuern [rot]; mit steigendem Strombörsenpreis bis 8 Cent/kWh in 2035 
gemäß Mengengerüst des Szenarios KLIMA-17 MEFF; in realen Preisen, Geldwert 2016.
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wirtschaftlichem Rahmen ablaufen. Dies ist eine zentrale Voraussetzung für 
die Herausforderungen der Energiewende, da EE-Strom der „Hauptenergie
träger“ einer klimaverträglichen Energieversorgung sein wird. Für alle Akteure 
am Strommarkt wäre damit ein großer Vorteil und eine erhebliche Verein
fachung verbunden.

Im Wärmebereich würde eine Preiserhöhung von Brennstoffen durch eine 
zusätzliche CO2 Abgabe (80 €/t entsprechen bei (leichtem) Heizöl einer Preis
erhöhung von 2,5 ct/kWh, bei Erdgas von 2 ct/kWh) neue Impulse zur Ein-
leitung einer „Wärmwende“, d.h. einer verstärkten energetischen Altbausani-
erung, einer Beschleunigung des EE-Ausbaus und zu einem rascheren Ausbau 
von Wärmenetzen führen, in die u.a. auch EE-Strom eingespeist werden 
kann. Laufende Förderprogramme könnten reduziert werden oder ggf. sogar 
wegfallen. 

Im Verkehrssektor würde eine zusätzliche CO2 Abgabe (über die bestehende 
Mineralölsteuer hinaus, die der Finanzierung von Verkehrsinfrastrukturen und 
zu Teilen der Staatsfinanzierung dient und daher hinsichtlich ihres Aufkom-
mens als „Verkehrssteuer“ beibehalten werden muss) ebenfalls zusätzliche 
Anreize schaffen, rascher von fossilen Antrieben wegzukommen und die 
Einführung einer Verkehrswende erleichtern. Auch für Flugtreibstoffe würde 
eine CO2 Abgabe zu der längst fälligen Besteuerung führen, wobei wegen der 
stärkeren Klimawirkungen des Flugverkehrs, die Belastung höher liegen sollte 
(nach UBA 2012 etwa um den Faktor 2) als für den bodengebundenen Verkehr.

Wirkungen höherer CO2-Preise auf den Strompreis
Beispielhaft zeigt Abb. 15 die Wirkungen angemessen hoher CO2-Preise auf 
die Stromkosten. Die Preise an der Strombörse (Base), die seit 2011 stets 
gesunken sind, lagen im Jahresmittel 2016 bei rund 3,0 ct/kWh (Mix A), der 
Anteil der Kosten für Emissionszertifikate (derzeit knapp 5 €/t CO2) ist mit rund 
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Abb. 16	 Links: Ausgewählte staatlich veranlasste Energiepreisbestandteile für Haushalte (Stand 2017), die durch eine 
nationale CO2  Abgabe finanziert werden sollen. 
Rechts: CO2 Abgabe in Höhe von 40 €/t, die die EEG-Differenzkosten, KWK-G-Umlage sowie die Strom-
steuer, Energiesteuer auf Heizöl und Heizgas finanziert;  
1) Abzüglich der bereits bestehenden Kosten für CO2-Zertifikate aus dem Emissionshandel von ca. 0,3 Cent/
kWh (bei einem angenommen CO2-Preis von 5 €/t) betragen die zusätzlichen Kosten aus der CO2 Abgabe 
an der Strombörse im Mittel ca. 1,3-1,8 Cent/kWh.

Bei 40 €/t CO2äq entstehen 

zusätzliche Kosten an der 

Strombörse von ca. 1,3-1,8 

Cent/kWh.

0,3 ct/kWh sehr gering. Die Vollkosten aller EE-Neuanlagen, die zwischen 8 
und 14 ct/kWh liegen, können mit diesen an der Strombörse maßgebenden 
Grenzkosten nicht konkurrieren und benötigen daher die Kostenumlage des 
EEG. (Auch neue fossile Kraftwerke, deren Stromgestehungskosten je nach 
Typ, Brennstoffpreis und Auslastung um 7 – 10 ct/kWh liegen, sind nicht kon
kurrenzfähig). 

Bei einem CO2-Preis von 40 €/t würden sich, an der Börse Strompreise um etwa 
5 ct/kWh (ohne Kosten für übrige Luftschadstoffe) ergeben, da sich die Klima-
kosten des fossilen Kraftwerksmixes bei diesem CO2-Preisniveau, bezogen auf 
die gesamte Stromerzeugung und je nach sich einstellender Merit Order (in 
Abb. 17 näherungsweise durch Mix A, Mix B gekennzeichnet), auf 1,6 – 2,1 ct/
kWh belaufen. Abzüglich der bereits bestehenden Kosten für CO2-Zertifikate 
von ca. 0,3 Cent/kWh (bei einem angenommenen CO2-Preis von 5€/t) betragen 
die zusätzlichen Kosten an der Strombörse im Mittel ca. 1,3-1,8 Cent/kWh. 

Insgesamt würden alle Verbraucher entlastet bis auf die treibhausgasintensive 
Industrie. Auf sie kämen für die bisher “privilegierte Strommenge” in Höhe 
von 107 TWh für das Jahr 2016 [BMWI 2016b] bei einem CO2-Preis von 40€/t 
Mehrkosten von maximal 1,7 Mrd € zu. Das entspricht gerade einmal 10% 
des finanziellen Gesamtvolumens der Ausnahmeregelungen für energieinten-
sive Unternehmen bei den Stromkosten im Jahr 2016 von rund 17 Mrd. Euro 
[FÖS 2017].  

Bei CO2-Preisen von 80 €/t  und unter Berücksichtigung der Kosten der übrigen 
Luftschadstoffe erreichten die Strombörsenpreise eine Höhe von etwa 7,5 - 8 
ct/kWh (vgl. Annahme zum Strombörsenpreis in  Abb.16). 

In diesem „klimagerechten“ Markt wären Wind-Onshore und Wasserkraft 
und u.U. auch Fotovoltaik-Freiflächenanlagen selbst mit ihren Vollkosten (ein-
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schließlich ihrer Umweltkosten) praktisch konkurrenzfähig; die jetzige EEG-
Umlage als Merkmal des heutigen unzulänglichen Strommarkts, würde für 
diese Neuanlagen nicht mehr benötigt. Übrige Fotovoltaik-, Biomasse- und 
Wind-Offshore-Anlagen benötigten bei heutigen Gestehungskosten noch 
eine geringe Unterstützung, bei Fotovoltaik und Wind-Offshore sind aber noch 
weitere Kostendegressionen erwartbar [AGORA 2017d]. Die klimagerechten 
Vollkosten fossiler Neukraftwerke liegen bei diesem Niveau der CO2-Preise 
(und derzeitigen Brennstoffpreisen) zwischen 14 und 18 ct/kWh. Ein CO2-Preis 
von 80 €/t würde also im Stromsektor bereits ein starkes Signal zur „Dekar-
bonisierung“ liefern, längerfristig sind noch höhere CO2-Preise angemessen 
[UBA 2013]. Neue fossile (erdgasbetriebene) Kraftwerke würden nur noch 
errichtet, wenn sie auch Erlöse für ihre Systemdienstleistungen erhalten, also 
gesicherte, flexibel verfügbare Leistung bereitstellen und als KWK-Anlagen 
parallel Nutzwärme liefern. Der Rückbau von Kohlekraftwerken wäre ein 
selbstverständlicher „Nebeneffekt“.

Ähnliche Überlegungen können für den klimagerechten Vergleich von Wärme-
kosten fossil gefeuerter Anlagen mit entsprechenden EE-Anlagen ange
stellt werden. Hierbei sind die Unterschiede und damit die Anreizwirkung in 
Richtung Klimaschutz jedoch nicht so ausgeprägt, da einerseits bereits auf 
Vollkostenbasis verglichen wird und andererseits die Umweltkosten (insbe-
sondere diejenigen von Luftschadstoffen) geringere Unterschiede aufweisen 
[UBA 2013].

4.6	 Klimapolitik sozialverträglich gestalten 
Eine Studie der Industrieländerorganisation OECD hat für 20 verschiedene 
Länder untersucht, wie viele Bürger sich Strom, Heizöl und Gas nicht mehr 
leisten können [OECD 2017a]. Diese Studie macht klar, wieviel sozialverträgli-
cher nationale Reformen der Steuern und Umlagen auf Energie zugunsten 
einer Klimaabgabe auf fossile Energieträger im vorgeschlagenen Umfang auch 
für andere Länder sein können. 

Niedrige Einkommen und hohe Strompreise sind auch in Deutschland eine 
Hauptursache dafür, dass viele Haushalte Schwierigkeiten haben, ihre Strom
rechnungen zahlen zu können. Jedes Jahr wird mehr als 300.000 Haushalten 
in Deutschland der Strom abgestellt [ZEW 2016]. Auch für viele kleinere 
Unternehmen, die nicht von zahlreichen Steuern und Umlagen befreit sind, 
können die Energiekosten ein ernstes Problem sein.  

Eine sozialverträgliche Ausgestaltung der Energiepreise würde darüber
hinaus unterstützt werden, wenn Deutschland aufgrund des in den nächsten 
Jahren  zu erwartenden steigenden Steueraufkommens z.B. auf die Strom-
steuer zumindest so lange verzichtet, wie das Gesamtaufkommen aus der 
CO2 Abgabe nicht ausreicht, um die EEG-/KWK-G-Umlage, Energiesteuern auf 
Heizöl und Erdgas (Wärme) sowie die Stromsteuer vollständig gegenfinan-
zieren zu können.

Bei einem Anfangswert von 40€/t Strom würde Strom zunächst für (fast) alle 
Verbraucher deutlich günstiger, Wärme (0,5-0,6 Cent/kWh) und Sprit (1,2 
Cent/kWh) geringfügig teurer. Haushalte und Industriebetriebe können dann 
selbst transparent und planbar entscheiden, ob sie ihr Geld zukünftig lieber 
in steigende CO2 Abgaben oder Effizienzmaßnahmen bzw. in die Erneuer-

https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2017/Future_Cost_of_Wind/Agora_Future-Cost-of-Wind_WEB.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/hgp_umweltkosten_0.pdf
http://dx.doi.org/10.1787/08705547-en
http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/AnalyseUnterbrechungenStromversorgung2016.pdf
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bare Energieerzeugung fließen lassen wollen. Mittelfristig würde auf Grund 
der abnehmenden Treibhausgasemissionen auch die Belastung für alle Ver-
braucher sinken (Abb. 14). Überschüsse könnten dann immer noch in den 
allgemeinen Steuerhaushalt fließen, als Klimadividende ausgeschüttet oder 
negative Emissionen (z.B. durch Bindung von CO2 in Algen, Baumaterialien 
etc.) fördern.

Statt vielen Steuern und Umlagen würde auf den Einkaufsrechnungen für die  
fossilen Energieträger Erdgas, Erdöl und Kohle nur noch eine einzige Abgabe 
erhoben werden müssen. Der bürokratischer Aufwand würde sich erheblich 
reduzieren, was zu deutlichen Kosteneinsparungen führen würde.

Ausnahmen von der CO2 Abgabe sind in unserem Vorschlag bewusst nicht 
vorgesehen. Sie würden zu Lasten der Lenkungswirkung gehen.

4.7	 Carbon leakage verhindern
Zu den wichtigsten möglichen Nebenwirkungen nationaler Alleingänge einer 
hohen Bepreisung von Treibhausgase gehört das „Carbon leakage“, also die 
Verlagerung von Produktion und Emissionen ins Ausland. Eine Verlagerung 
der Stromerzeugung ins Ausland aus fossilen und Atomkraftwerken kann 
durch eine Abgabe auf den Import von Strom in vergleichbare Höhe wettbe-
werbsneutral ausgeglichen werden. 

Darüberhinaus kann und muss die Politik Wettbewerbsverzerrungen dadurch 
begegnen, dass möglichst viele Staaten, insbesondere Nachbarstaaten,  
überzeugt werden, ebenfalls entsprechende nationale CO2-Preise einzuführen. 

Sollte dies nicht in ausreichendem Maße gelingen und eine Abwanderung 
einzelner energieintensiver Betriebe ins Ausland drohen oder der mögliche 
Verlust von Arbeitsplätzen nachgewiesen werden, gibt es bereits Ansätze 
diesem entgegen zu wirken.

Ein möglicher Ansatz wäre die Erhebung von festgelegten Abgaben auf wenige 
besonders betroffene Produktgruppen über entsprechende wettbewerbs
ausgleichende Benchmarks. Beispiel: Durch die nationale CO2 Abgabe würde 
Strom und damit die Produktion von Stahl oder Aluminium im Inland teurer. Die 
Autoindustrie müsste diese treibhausgasintensiven Materialien aus Deutsch
land teurer einkaufen als im Ausland. Umgelegt auf das einzelne Auto würde 
z.B. eine CO2 Abgabe in Höhe von 40 €/t ein Auto etwa um 120 € verteuern. 
Dieser Betrag könnte als festgelegte Abgabe pro Stück nun auf die Produkt-
gruppe Auto Klasse XY (auch auf importierte Fahrzeuge) wettbewerbsneutral 
aufgeschlagen werden.

Aus den Einnahmen würde man die betroffene nationale Aluminiumindus-
trie aufkommensneutral entlasten können. Die Lenkungswirkung anhand von 
Treibhausgasen würde nicht nur erhalten sondern verstärkt werden, weil nun 
auch der Konsum ausgewählter Produktgruppen mit treibhausgasintensiven 
Materialien (z.B. Autos oder Kaffeekapseln) moderat aber wettbewerbsneutral 
in die CO2-Bepreisung mit einbezogen würde [DIW 2016]. 

In Härtefällen, wie z.B. der Kohlewirtschaft in der Lausitz, kann und muss die 
Politik die Einführung der CO2 Abgabe durch entsprechende Strukturförder-
ung und Umqualifizierungsmaßnahmen flankieren. 

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.534227.de/diwkompakt_2016-111.pdf
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5	 Stimmen5

Auch auf nationaler Ebene besitzt ein CO2-Preis …. 
als vorrangiges klimapolitisches Instrument wichtige 
Vorteile. …. Er korrigiert die mit THG Emissionen 
verbundenen negativen Wirkungen auf das Klima 
direkt und effizient. Er wirkt auf effektive, transpar-
ente und faire Weise auf alle relevanten Entschei-
dungen der Menschen; jede einzelne Maßnahme, die 
zur Produktion oder Reduktion von CO2 führt wird 
durch einen CO2-Preis neu bewertet. Die dadurch 
erzeugten Anreizeffekte und Marktkräfte lenken das 
Verhalten in die gewünschte Richtung …

Der wissenschaftliche Beirat des Bundesminister für 
Wirtschaft und Energie in seinem Gutachten „Die 

essenzielle Rolle des CO2-Preises für eine effektive 
Klimapolitik“ vom 24. Nov. 2016:

    “Aus Gründen der Effizienz und der Steuerbarkeit 
ist jedoch ein einheitlicher und umfassender Len-
kungsmechanismus wünschenswert. Vor diesem 
Hintergrund schlägt die Expertenkommission eine 
allgemeine CO2-Bepreisung als Leitinstrument vor, 
um einen stabilen und langfristigen Rahmen für die 
Transformation des Energiesystems zu setzen.”    

    “Die nationalen Maßnahmen sollten möglichst 
über alle Sektoren und Technologien wirken. Eine 
allgemeine CO2-Bepreisung sichert dies und bietet 
die Möglichkeit, die Umlagen nach dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (ca. 22,9 Mrd. Euro) und dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (ca. 1,2 Mrd. Euro), 
die Stromsteuern (ca. 6,6 Mrd. Euro) und ggf. weitere 
Energiesteuern, Umlagen etc. in ein Instrument 
zu integrieren und perspektivisch weitgehend zu 
ersetzen. In diesem Zusammenhang könnte auch die 
Klimareserve von Braunkohlekraftwerken wegfallen. 
Eine umfassende CO2-Bepreisung bedeutet also 
nicht primär eine zusätzliche Belastung, sondern 
eine Entlastung durch den umfangreichen Effizienz
gewinn. Denn die aktuell existierenden komplexen 
Fördermechanismen bzw. Instrumente sollten im 
Gegenzug auf den Prüfstand gestellt werden und 
– soweit sie nicht durch andere Marktfriktionen 
jenseits des Klimaproblems gerechtfertigt werden 
können – abgeschafft werden. Dem CO2-Preis 

müssten also die abzuschaffenden Instrumente 
zunächst einmal gegengerechnet werden. Dieser 
Systemwechsel sichert langfristige Nachhaltigkeit 
der Transformation in eine klimaneutrale Ökonomie, 
da die Belastungen der Unternehmen und Haushalte 
im Übergang minimiert werden. Für diese Neuaus-
richtung spricht eine Vielzahl von weiteren Gründen. 
So ist die aktuelle Förderung erneuerbarer Energien 
nicht kompatibel mit der wichtigen und richtigen 
Idee der Sektorkopplung, da auf der einen Seite 
mehr Strom im Gesamtsystem integriert werden 
soll (um fossile Energieträger im Wärme- oder 
Transportsektor zu vermeiden), aber gleichzeitig die 
Förderung der erneuerbaren Energien im Strom-
sektor durch das Umlagesystem den Strompreis 
letztlich erhöht und damit Strom unattraktiver 
gegenüber fossilen Energieträgern macht. Auch 
aus Verteilungsaspekten wäre die CO2-Bepreisung 
vorteilhaft, da die Einnahmen entsprechend genutzt 
werden können.”

Aus: Stellungnahme der Expertenkommission zum 
Monitoring-Prozess „Energie der Zukunft“ zum 

fünften Monitoring-Bericht der Bundesregierung für 
das Berichtsjahr 2015 vom Dezember 2016,  

Seite 6 (Punkt15, 17).

    “Wir brauchen deshalb jetzt endlich einen 
wirksamen Preis auf CO2, und zwar entweder durch 
eine Steuer oder einen Emissionshandel, der funk-
tioniert. Erst dann würden diejenigen Unternehmer 
belohnt, die sich langfristig auf eine dekarbonisi-
erte Wirtschaft einstellen. Ein echter, weltweiter 
CO2-Preis würde ein globales Wettrennen auslösen 
in den Laboren und Denkfabriken der Unternehmen 
und Universitäten, um die besten Lösungen für eine 
klimaneutrale Ökonomie zu entwickeln.“

    „Das erste Beispiel ist unser Klimaschutzplan 
selbst. Für den interessierten Zeitungsleser war 
der Entstehungsprozess eher schmerzhaft zu 
beobachten, wie da ein beachtlicher Ehrgeiz der 
Umweltministerin in den Mühlen der Ressortab-
stimmung so geschliffen wurde, bis am Ende nur 
noch ein Plan übrigblieb, der nicht mehr ehrgeizig, 
sondern nur noch geizig ist – geizig an politischem 
Mut und echter Innovationskraft. Der Plan listet auf, 



in welcher Branche bis wann wieviel CO2-Einsparun-
gen erreicht werden müssen – aber er hält sich bei 
der Benennung des dafür notwendigen Wandlungs-
bedarfes zurück. Es wissen ja alle, dass die Ziele 
nicht zu erreichen sind ohne den Abschied vom Ver-
brennungsmotor, ohne den Kohleausstieg, ohne eine 
Reduktion des Fleischkonsums, ohne eine ökologis-
che Steuerreform. Es wissen ja alle, dass bestimmte 
Transformationsaufgaben nicht mit inkrementellen 
Verbesserungen, sondern nur mit einem klaren Rich-
tungswechsel zu schaffen sind. Und dennoch druckst 
man herum anstatt sich ehrlich zu machen, dennoch 
wird aufgeschoben anstatt angepackt. Was läuft 
da schief? Warum fällt es der Politik so schwer, das 
Wissen in Handeln zu übersetzen?“

Aus: Rede von Bundespräsident a.D. Horst 
Köhler zum 25-jährigen Bestehen der Deutschen 

Bundesstiftung Umwelt, Berlin, 8. Dezember 2016

“...Die verzerrenden ökonomischen Randbedingun-
gen sollten endlich korrigiert werden: Dringlich ist 
es, eine Energie- und CO2-Steuer/Abgabe einzufüh-
ren, die die negativen Aus-wirkungen und Folge-
kosten des Einsatzes fossiler und nuklearer Ener-
gieträger einpreist. Damit könnten viele bisherige 
Fehlentwicklungen vermieden werden. In der Folge 
könnte unter anderem das EEG als wichtigstes Kli-
maschutzinstrument wieder auf ein überschauba-res 
Maß konzentriert werden.  …”

Dr. Wolfhart Dürrschmidt, Ministerialrat a.D., ehem. 
Referatsleiter im Bundesumweltministerium. Neue 

Energie 05/2017; S. 26.

“…Zweitens muss die Bundesregierung den Boden 
für die Sektorkopplung bereiten, also die Nutzung 
von Strom auch im Verkehrs- und Wärmesektor. 
Hier wird es darauf ankommen, Energie zukünftig so 
zu bepreisen, dass sich darin deren Treibhausgasem-
issionen widerspiegeln. Im Moment ist es umgekehrt: 
Der Energieträger, der immer grüner wird, wird 
gleichzeitig immer teurer: Strom. Der klimaschädli-
chste Energieträger für den normalen Verbraucher 
heißt Heizöl, auf das so gut wie gar keine Aufschläge 
anfallen. Das muss die Bundesregierung ändern, um 

den klimafreundlichen Umbau des Energiesystems 
dauerhaft voranzubringen …”

Dr. Patrick Graichen, Direktor Agora Energiewende; 
Neue Energie 05/2017: S. 30.

“… Ich wünsche mir zunächst mehr Mut zu mehr 
Konsequenz und Kontinuität im Umgang mit 
zentralen, bisher unterbelichteten Bausteinen der 
Energiewende – auch bei Gegenwind: ……Einführung 
eines wirksamen Mechanismus der CO2-Bepreisung, 
um klare Innovationssignale und Investitionsanreize 
zu setzen…”

Dr. Manfred Fischedick, Vizepräsident des Wuppertal 
Instituts für Klima, Umwelt, Energie; Neue Energie 

05/2017; S.31.

“…Und schließlich werden nicht nur umwelt- und 
klimaschädliche Subventionen wie zum Beispiel 
Steuervergünstigungen für Kohle abgebaut, sondern 
auch die Öko-Steuer als CO2-Steuer reanimiert, die 
vor allem eine Lenkungswirkung in Richtung Her-
steller, Erzeuger und anderer entfalten soll, indem 
sie über einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren 
jährlich zum 1. Januar angehoben wird …”

Prof. Dr. Uwe Leprich, Hochschule für Technik und 
Wissenschaft des Saarlandes; Leiter der Abteilung 
Klimaschutz im Umweltbundesamt; Neue Energie 

05/2017; S. 20.

“Nach Ansicht von Matthias Zelinger, dem energie-
politischen Sprecher des Maschinenbauverbandes 
VDMA, sollte das gesamte System aus Steuern und 
Abgaben auf Energieträger umgebaut werden. Die 
Stromsteuer sei ein zu starres Instrument, das sich 
nicht am CO2-Ausstoß der Erzeugungsart orientiere. 
Ziel müsse ein „barrierefreies System“ sein, das nicht 
mehr auf Energieträger abstelle, sondern nur noch 
auf den CO2-Gehalt bei der Erzeugung. Und der 
CO2-Preis müsse steigen.”

Aus: Wirtschaft für Abschaffung der Stromsteuer 
(von Jens Tartler), tagesspiegel.de, 27.3.2017
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“Harald Uphoff, kommissarischer Geschäftsführer 
des Bundesverbandes Erneuerbare Energie, forderte, 
die Stromsteuer ganz abzuschaffen und durch eine 
CO2-Steuer zu ersetzen. „Die Stromsteuer hat nie 
die erhoffte ökologische Lenkungswirkung entfaltet. 
Stattdessen steht die Stromsteuer mittlerweile dem 
Umbau des Energiesystems im Wege, da sie die 
notwendige Verschmelzung von Strom, Wärme und 
Mobilität zu einem flexiblen Energiesystem verhin-
dert.“

Aus: Wirtschaft für Abschaffung der Stromsteuer 
(von Jens Tartler), tagesspiegel.de, 27.3.2017

„Der Emissionshandel bildet die dramatischen 
Klimafolgen von schmutzigem Kohlestrom nicht 
annähernd ab. Der Preis für CO2-Zertifikate ist viel 
zu niedrig. Wir Grüne fordern einen wirksamen 
CO2-Mindestpreis, der zu mehr Klimaschutz in der 
Stromerzeugung führt. Sobald wir eine angemessene 
CO2-Bepreisung haben, können wir über die Reduz-
ierung der Stromsteuer nachdenken.“

Julia Verlinden, energiepolitische Sprecherin der 
Grünen-Bundestagsfraktion, aus: Wirtschaft für 
Abschaffung der Stromsteuer (von Jens Tartler), 

tagesspiegel.de, 27.3.2017

 
Für Thomas Bareiß, den energiepolitischen 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, reicht 
die Abschaffung der Stromsteuer nicht aus. Er will 
jede Förderung für erneuerbare Energien streichen. 
Diese 
„müssen sich am Markt Partner suchen, das wird 
auch die Sektorkopplung voranbringen“.

Aus: Wirtschaft für Abschaffung der Stromsteuer 
(von Jens Tartler), tagesspiegel.de, 27.3.2017

CO2 hat Preis!!! Europ. Zertifikatehandel und CO2-
Mengensteuerung funktioniert unumstritten. Europa 
reduziert CO2 entgegen anderen Ländern.

@Thomas_Bareiss; 04:57 - 23. März 2017

“Riesiger Fortschritt, dass wir nicht mehr über das 
‘Ob’ sondern mittlerweile ü ‘Wie’ eines CO2-Preises 
sprechen” #co2preis

 Björn Klusmann; @foes_news 04:57 - 23. März 2017

„Als erstes muss die Stromsteuer runter. Deutschland 
schwimmt im Steuergeld, nimmt aber 2,05 Cent 
je Kilowattstunde, 40 mal mehr als andere EU-
Staaten“„So fährt der Zug gegen die Wand, das 
machen die Menschen irgendwann nicht mehr mit.“

„Derzeit machen wir eine Stromwende, keine Ener-
giewende“ ... „Besser wäre eine Klimaabgabe, die 
Öl, Gas und Kohle stärker belastet und dafür Strom 
entlastet.“

Essen – E.ON-Chef Johannes Teyssen in BILD, 
23.5.2017

„Erhebt am besten eine dicke fette Steuer auf CO2“

OECD-Chef José Angel Guría, TAZ, 23.5.2017

“Spezifische CO2-Preisniveaus müssen auf Länder-
bedingungen und politische Entscheidungen zug-
eschnitten werden.”

Professor Harald Winkler von der Universität von 
Kapstadt, Südafrika bei der Vorstellung des Report of 
the high-level commission on carbon prices. Für den 
Klimaschutz brauche es schon 2020 einen CO2-Preis 
zwischen 40 und 80 Dollar pro Tonne CO2. Der Preis 

müsse bis 2030 auf 50 bis 100 Dollar steigen.  
CPLC, 29.5. 2017

https://www.carbonpricingleadership.org/s/CarbonPricing_Final_May29.pdf
https://www.carbonpricingleadership.org/s/CarbonPricing_Final_May29.pdf
https://www.carbonpricingleadership.org/news/2017/5/25/leading-economists-a-strong-carbon-price-needed-to-drive-large-scale-climate-action
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6	 Häufige Fragen6

Was verstehen wir unter CO2 Abgabe?
Unter CO2 Abgabe verstehen wir eine Lenkungsabgabe auf fossile Energi-
eträger wie Kohle, Heizöl oder Erdgas. Sie bemisst sich anhand ihres Treib-
hauspotenzials. Das Treibhauspotenzial wird üblicherweise in Kohlendiox-
idäquivalenten CO2äq (für engl. “equivalent”) angegeben. Kohlendioxid (CO2) 
ist das bekannteste und wichtigste, aber nicht das einzige anthropogene 
Treibhausgas. Beispielsweise heizen auch Methan und Lachgas (Distickst-
offmonoxid) das Klima auf, dies jedoch pro Kilogramm oder Tonne sehr viel 
stärker als CO2. Um die verschiedenen Treibhausgase vergleichbar zu machen, 
werden sie hinsichtlich ihrer Klimaschädlichkeit in Kohlendioxidäquivalente 
(CO2äq) umgerechnet. Maßgeblich sind dabei die Zahlen gemäß dem zweiten 
Sachstandsbericht des IPCC aus dem Jahr 1995, bei einem Zeithorizont von 
100 Jahren. Das bedeutet, dass beispielsweise eine Methan-Emissionsreduk-
tion um eine Tonne gleichwertig zu einer CO2-Reduktion um 21 Tonnen ist. 
Eine CO2 Abgabe verteuert die fossilen Brennstoffe und setzt so Anreize 
zum sparsamen Verbrauch und zum vermehrten Einsatz CO2-neutraler oder 
CO2-armer Energieträger.

Warum konzentrieren wir uns auf die Einführung einer CO2-Ab-
gabe?
Der Gesetzgeber neigt dazu, immer mehr zu regeln. Trotz aller Beteuerungen 
aus der Politik, für den Abbau von Bürokratie und für Vereinfachung zu sein, ist 
die gesetzgeberische Praxis geprägt von zunehmender Komplexität. So hatte 
z.B. das erste Erneuerbaren Energien-Gesetz (EEG) vom 29.3.2000 fünf Seiten 
und zwölf Paragraphen. Die Novelle des EEG vom 24.7.2014 umfasst bereits 
104 Paragraphen und 67 Seiten. Und nach der Novelle ist immer kürzer vor 
der Novelle. Für die allermeisten ist es kaum mehr möglich, den Überblick zu 
behalten und die vielen Einzelheiten nachzuvollziehen. Gleichzeitig versuchen 
immer mehr Akteure - oft nicht am Gemeinwohl orientiert -, Einfluss auf diese 
Gesetzgebung zu nehmen. Statt ihre Geschäftsmodelle an die Anforderungen 
des Klimaschutzes anzupassen, versuchen sie, alte Besitzstände zu wahren. Sie 
verhindern damit eine Weiterentwicklung und die Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen.

Für die breite Akzeptanz der Erneuerbaren Energien und die Reduktion der 
Kosten war das EEG ein Glücksfall. Parallel zum EEG wurde aber versäumt, die 
bestehenden Strukturen – z.B. den nur an Grenzkosten (Betriebskosten) ori-
entierten Strommarkt - an die Erfordernisse des Klimaschutzes und die damit 
verbundenen Erneuerbaren Energien (die kaum Betriebs- und vor allem keine 
Brennstoffkosten haben, also Grenzkosten nahezu Null) anzupassen. Statt uns 
an Details der vielen Gesetzesnovellen abzuarbeiten, haben wir nach einem 
Instrument gesucht, das einen größtmöglichen Effekt (Minderung Treibhaus-
gase) erzielt und gleichzeitig Komplexität abbaut. Zudem soll es nachvollzie-
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hbar, transparent und technologieneutral sein. Dies ist für uns eine CO2 Abgabe, 
die gleichzeitig andere Umlagen und Steuern aufkommensneutral ablöst. Uns 
ist bewusst, dass es dabei Gewinner und Verlierer gibt, wie bei jeder notwen-
digen Erneuerung. Aus unserer Sicht wiegen dabei jedoch die Vorteile für das 
Gemeinwohl (Klimaschutz und Schaffung Arbeitsplätze bei den Erneuerbaren 
und der Effizienz) bei weitem mögliche Nachteile (Arbeitsplatzverluste bei 
Strukturen mit treibhausgasintensiven Geschäftsmodellen) auf.

Warum eine nationale CO2 Abgabe?
Weil der europäische Emissionshandel kaum zur Einsparung von Treib-
hausgasen beiträgt und - trotz der vielen Diskussionen der letzten Wochen 
innerhalb der EU - auch in Zukunft keine wesentliche Besserung zu erwarten 
ist. Nationale Lösungen können schnell und effektiv umgesetzt werden und 
stehen internationalen Lösungen (die natürlich auch gewünscht werden) nicht 
entgegen. Das hat das EEG ja eindrucksvoll gezeigt. Der Klimawandel erfordert 
ein schnelles Handeln. Die Bedingungen für eine rasche Einführung der in 
Deutschland sind optimal, weil mit ihr Fehlentwickungen korrigiert werden 
können. Die nationale CO2 Abgabe kann uns ähnlich wie das EEG als “Export
schlager” aus der veralteten und gefährlichen fossil/atomaren Welt in eine 
neue ökologische und zukunftsfähige Welt führen.

Wie werden die Einnahmen einer CO2 Abgabe verwendet?
Mit den Einnahmen sollen die EEG-Umlage, die Energiesteuer auf Heizöl 
und Heizgas, die Stromsteuer sowie die KWK-G-Umlage aufkommensneutral 
finanziert werden.

Sollen sich Treibhausgase (CO2)-intensive Unternehmen von der 
CO2 Abgabe befreien lassen können?
Nein, aber bei nachgewiesenen Wettbewerbsnachteilen gegenüber ausländi
schen Unternehmen steht dem Gesetzgeber frei, entsprechende Unternehmen 
auf andere Weise (in keinem Fall von der CO2 Abgabe) zu entlasten, wenn sie 
sich z.B. gleichzeitig zu einer Emissionsverminderung oder zur Erhaltung von 
Arbeitsplätzen verpflichten.

Wie wird berücksichtigt, dass Treibhausgas (CO2)-intensive Un-
ternehmen bereits am Emissionshandel teilnehmen?
Große CO2-intensive Unternehmen nehmen am Emissionshandel teil. Sie 
werden um den Betrag von der CO2 Abgabe befreit, der ihnen durch den Emis-
sionshandel entsteht. 

Wie wird sichergestellt, dass es nach der Einführung einer CO2 Ab-
gabe keinen Import von Atomstrom gibt?
In Deutschland ist der Atomausstieg aus guten Gründen beschlossene Sache.
Folglich ist es auch im Interesse aller, dass es keinen Import von Atomstrom 
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gibt. Hierfür muss die Politik ebenfalls eine wettbewerbsrechtlich konforme 
Lösung finden, z.B. in Form einer entsprechenden Abgabe für importierten 
Atomstrom.

Verstößt die CO2 Abgabe im o.g. Sinne gegen europäisches Recht?
Nein. Die EG-Kommission hat 1992 eine CO2-/Energiesteuer selbst empfohlen, 
ihren ursprünglichen Vorschlag 1995 modifiziert und schließlich 1997 durch 
einen Vorschlag ersetzt, der keine neue Steuer einführt, sondern darauf abzielt, 
einen gemeinschaftlichen Rahmen zur Besteuerung von Energieerzeugnissen 
aufzustellen. Damit hat die EG-Kommission den Weg für nationale Alleingänge 
freigegeben. Indessen führte der deutsche Gesetzgeber mit der ökologischen 
Steuerreform keine CO2-/Energiesteuer sondern die Stromsteuer ein. Damit 
wurde die EU-Energiesteuerrichtlinie von 2003 am 1.8.2006 zwar umgesetzt, 
bleibt aber hinter dem eigentlichen Vorschlag weit zurück. 2011 hat die EU 
Kommission erneut einen Vorschlag [KOM(2011)168/3] zur Einführung einer 
den europäischen Emissionshandel ergänzenden CO2-Steuer gemacht.

Sollen das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) und Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (KWK-G) mit Einführung der CO2 Abgabe abge-
schafft werden?
Nein. Bestehende EE-Anlagen behalten auch weiterhin Ihren Bestandsschutz 
bei der EEG-Vergütung. Wir wollen weder das EEG noch das KWK-G abschaf-
fen, lediglich die Ausgaben z.B. für EEG und KWG-Anlagen sollen nicht mehr 
über eine Umlage auf der Stromrechnung sondern durch die Einnahmen 
aus der CO2 Abgabe auf den Rechnungen für fossile Energieträger finanzi-
ert werden. Für den Betreiber einer EEG-Anlage oder KWK-G-Anlage ändert 
sich für den Strom, den er ins öffentliche Netz einspeist nichts. Er bekommt 
nach wie vor seine nach dem EEG festgelegte Einspeisevergütung oder 
Marktprämie + “üblichen Preis”, je nach Anlagenkonstellation. Die Folgen 
einer CO2 Abgabe wären vielfältig. Die Strombörsenpreise würden steigen. 
Die Produktion von Strom aus Kohle und ineffizienten Kraftwerken würde 
teurer und nur noch eingesetzt, wenn unbedingt erforderlich. Die Erneuer-
baren wären immer weniger auf feste Vergütungszahlungen angewiesen 
und könnten sich zunehmend aus den Handelspreisen refinanzieren lassen. 
Neue effizientere und flexible Gas- und Blockheizkraftwerke könnten gebaut 
werden und würden dann laufen, wenn nicht genug Erneuerbare Energien zur 
Verfügung stehen.

Warum CO2 Abgabe und nicht CO2 Steuer?
Abgabe wird allgemein als Oberbegriff für Steuern, Gebühren und Beiträge 
verwendet. Steuereinnahmen sind typischerweise nicht zweckgebunden, 
sondern dienen zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben. Die Abgabe auf fossile 
Brennstoffe, die sich nach den Treibhausgasemissionen des jeweiligen Brenn-
stoffes bemessen, sollen jedoch die genannten Umlagen und Steuern, die 
bisher keine oder nur wenig Lenkungswirkung auf den sparsamen Gebrauch 
von fossilen Brennstoffen haben, aufkommensneutral ablösen. Damit sind die 
Einnahmen aus der Abgabe zweckgebunden und eben keine typische Steuer.

Wie bemisst sich die EEG-Umlage?
Nach dem EEG erhält der Anlagenbetreiber (z.B. einer Solar- oder Windkraftan-
lage) eine festgelegte Vergütung vom Betreiber des Stromnetzes (Ausgaben). 
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Dafür bekommt der Netzbetreiber diesen Strom und verkauft ihn an der Börse 
weiter (Einnahmen). Die Differenz zwischen Ausgaben (Vergütungen) und 
Einnahmen bildet die Grundlage für die Ermittlung der EEG-Umlage, die von 
den meisten Stromverbrauchern zu bezahlen ist. Die Höhe der EEG-Umlage 
(Differenzkosten) 2016 ergibt sich aus der Differenz zwischen Erlösen der 
Strombörse für den Erneuerbaren Strom (Einnahmen) und den Zahlungen an 
die Anlagenbetreiber für den EEG-Strom (Ausgaben, vgl. Abb. 17).

Warum ist die EEG-Umlage so hoch (2016: 6,35 und 2017 6,88 
Cent/kWh) ?
Dafür gibt es zwei wesentliche Gründe:

1.	 Ausnahmen: Die EEG-Umlage wird nicht auf alle Stromkunden umgelegt. 
Viele energieintensive Unternehmen sind vom Gesetzgeber aus der Befürch-
tung heraus, dass ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit gefährdet sein 
könnte, nach dem EEG von der Umlage weitgehend freigestellt - Tendenz 
steigend. Einen Nachweis über die Gefährdung müssen die begünstigten 
Unternehmen nicht erbringen. Zudem befinden sich unter den von der EEG-
Umlage befreiten Unternehmen auch solche, die gar nicht im internationalen 
Wettbewerb stehen. 2016 betrug der Nettostromverbrauch in Deutschland 
etwa 524 TWh. Davon waren 64 TWh eigenverbrauchte Eigenerzeugung, die  
bei Großkraftwerken auch von EEG Umlage befreit ist und etwa 460 TWh 
Letztverbrauch. Vom Letztverbrauch waren etwa 104 TWh von der EEG-
Umlage teilweise oder weitgehend befreit (Privilegierter Letztverbrauch).  
Hätte man die EEG-Umlage im Jahr 2016 (in Höhe von 24 Mrd.€) auf den 
gesamten Nettostrombedarf in Höhe von etwa 524 TWh umgelegt, so 
hätte die EEG-Umlage statt 6,35 nur 4,6 Cent/kWh betragen [BMWI 2016c].

2.	 Das Strommarktdesign: Die Stromgestehungskosten (Investition, Betriebs- 
und Brennstoffkosten) neuer konventioneller Kraftwerke liegen laut Bun-
deswirtschaftsministerium zwischen 7 und 11 Cent pro Kilowattstunde, 
während die Börsenpreise derzeit bei weniger als 4 Cent pro Kilowatt
stunde liegen. Neue konventionelle Kraftwerke werden daher ohne 
Förderung derzeit nicht gebaut. Je geringer die Strombörsenpreise desto 

Abb. 17	 EEG-Differenzkosten

https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Downloads/eeg-in-zahlen-xls.html
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geringer die Einnahmen der Netzbetreiber für den Strom aus Erneuerbaren 
Energien und um so höher die EEG-Umlage für die Endverbraucher. Die 
Strombörsenpreise sind unter anderem deshalb so gering, weil sie sich auf 
Grundlage der Grenzkosten (Betriebs- und Brennstoffkosten) bilden. In 
Deutschland werden sehr viele bereits weitgehend abgeschriebene fossile 
Kraftwerke betrieben. Sie können im Gegensatz zu den Solar- und Wind-
kraftanlagen ihren Strom bereits Jahre im Voraus verkaufen. Kommt dann 
mehr Solar- und Windenergie hinzu als vorhergesehen, sinken die Preise 
an der Strombörse (Spotmarkt) weiter und erhöhen die EEG-Umlage zusät-
zlich. Der durchschnittliche Marktwert des EEG-Stroms betrug im Jahr 2016 
nur 2,9 Cent/kWh (5,13 Mrd. €/176 Mrd. kWh EEG-Strom).
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